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Das Abonnement 
auf dies mit Ausnahme der 
Sonntage täglich erſcheinende 
Blatt beträgt vierteljährlich 
für die Stadt Poſen 1½ Thlr., 
für ganz Preußen 1 Thlr. 

21½ Sgr. 

Beſtellungen 
nehmen alle Poſtanſtalten des 

In- und Auslandes an. 


14. 


Inſerate 

(1%, Sgr. für die fünfgeſpal⸗ 

tene Zeile oder deren Raum, 

N eklamen verhältnißmäßig 
höher) find an die Expedi⸗ 

tion zu richten und werden 

für die an demſelben Tage er⸗ 

@® cſcheinende Nummer nur bis 
10 Uhr Vormittags an. 
genommen. - 


Amtliches. 


Berlin, 17. Januar. Der Eiſenbahnbaumeiſter bei der Oberſchleſi⸗ 
ſchen Eiſenbahn Werner Spielhagen zu Breslau iſt zum Königlichen 
Eiſenbahnbauinſpektor ernannt worden. > 

‚Der Notar Martin in Randerath iſt in den Frieden gerichtsbezirk 
Julich im Landgerichtsbezirke Aachen, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in 
Jülich, verſetzt worden. 


Telegramme der Poſener Zeilung. 
Madrid, Sonnabend, 16. Januar. Nachdem die 
Cortes in der konſtitutionellen Reformfrage gegen das Mi⸗ 
niſterium geſtimmt, hat Letzteres ſeine Demiſſion eingereicht 
und die Königin dieſelbe angenommen. 


— 2 e — 


5 Die neueſte Wendung 

in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage läßt nur das Eine gewiß, daß es 
ſich in der Politik der Großmächte jetzt weder um das Recht der Herzog⸗ 
thümer noch das des Herzogs von Auguſtenburg, ſondern lediglich um 
Pläne für die Befeſtigung der eigenen Machtſtellung handelt. Von den 
legitimen Anſprüchen des Auguſtenburgers iſt in der officiöſen Preſſe 
gar nicht mehr oder nur mit unverhehltem Hohne die Rede, die vorbe⸗ 
haltene Prüfung der Erbfolgefrage war ein bloßer Humbug, ſie iſt durch 
das ausgeſprochene Beharren bei den Londoner Abmachungen von den 
beiden deutſchen Großmächten über das Haupt des Bundestages hinweg 
entſchieden. Das officiöſe Blatt unſerer Regierung ſieht bereits gar 
keinen Gewinn für Deutſchland in der Annexion der Elbherzogthümer; 
denn was? oder wo? iſt Deutſchland, frägt es. Deutſchland beſtehe 
heute aus drei Gruppen, der preußiſchen, der öſtreichiſchen und der Klein⸗ 
Staaten⸗Gruppe, die jeden Augenblick auseinanderfallen könnten. Die 
Herzogthümer würden alſo einer dieſer Gruppen anheimfallen, und Preußen 
werde dabei immerhin nichts gewinnen: denn die natürliche Scheu vor 
Mediatiſirung und die Agitationen der Demokratie werden es ſchon dahin 
bringen, daß in den Herzogthümern eine antipreußiſche Richtung die 
Oberhand erhalte. — Die officiöſe Zeitung ſcheint alſo eine Verſtärkung 
der Mittelſtaaten durch den Anfall der Herzogthümer zu fürchten und 

würde die letzteren aus dieſem Grunde lieber bei Dänemark belaſſen. 


vollends 


aufhören 
U 


ER Der fü ndniß da U 
der durch das jet N ung dei 
des, den das Regierungsorgan als in der Auflöſung begriffen darſtellt, 
einen beſtimmten praktiſchen Hintergedanken, der für uns als Preußen 
acceptabel wäre, und die Sprengung des Bundes wäre die Bedingung 
ſeiner Verwirklichung, ſo würde ſich für die erſtere immer ein neuer An⸗ 
laß finden, ohne Preisgebung der Herzogthümer. 

Bei alle dem iſt aber gar nicht die Möglichkeit zu denken, daß, 
wenn wir eine wahrhaft deutſche Politik treiben, die Herzogthümer ſich 
dem preußiſchen Einfluſſe entziehen ſollten. Sie ſind darauf durch ihre 
Lage, durch ihre Handelsverhältniſſe, durch alle ihre Jutereſſen abſolut 
hingewieſen. Danach, wie fie jetzt von der preußiſchen Regierung behan⸗ 
delt werden, können allerdings ihre Sympathien nicht für ſie ſein. 

Es wird ſo viel vom Schutz des legitimen Rechts geredet, von der 
Baſis des Völlerrechts, welche die Vereinbarungen von 1852 bilden, da⸗ 
gegen wird das Recht von den Großmächten andererſeits gar nicht beachtet. 
Wir ſchweigen vom Rechte der Auguſtenburger Linie, aber wenn die 
Großmächte im Bundestage erklären laſſen, daß fie ſich dem Mehrheits⸗ 
beſchluſſe nicht fügen, ſondern als Großmächte gegen den Bund handeln 
werden, jo verletzen ſie deſſen gutes Recht und können daun nicht mehr 
an die Loyalität ihres Verfahrens, ſondern höchſtens an die „Opportu⸗ 
nität“ appelliren. dine 

Vor Kurzem wurde officiel erklärt, daß die beiden Großmächte, als 
ſie den Londoner Vertrag geſchloſſen, ſich als Mandatare des deutſchen 
Bundes betrachtet hätten. Sie hätten damals hiernach nur mit Vorbe⸗ 
halt des Beitritts des letzteren (und natürlich der Herzogthümer) unter⸗ 
zeichnen dürfen. Die Erklärung, daß ſie als Mandatare des Bundes ge⸗ 
handelt, involvirt wenigſtens dieſen ſtillſchweigenden Vorbehalt. 
Dieſer Erklärung ſteht die heutige, gegen den Bundesbeſchluß die Sache 
der Herzogthümer ſelbſtſtändig als Großmächte in die Hand nehmen zu 
wollen, diametral entgegen und vermehrt die bewußten oder unbewußten 
Inkonſequenzen, welche ſich ihre ſchleswig⸗holſteinſche Politik nachſagen 
laſſen muß. 

N 1 5 Londoner Protokoll iſt ohne jede rechtliche Grundlage und 
beruht auf den willkührlichen Abmachungen der fünf Großmächte. Die⸗ 
ſes Willkührprodukt zu ſchützen haben die Großmächte Preußen und Oeſt⸗ 
reich aber durchaus keinen anderen Rechtstitel als die drei anderen, fie 
ſind im Gegentheil daran gehindert durch Art. 54 der Wiener Schluß ⸗ 
akte, welcher als Bundeszweck „die Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit 
der Bundesſtaaten“ bezeichnet. Holſteins Recht aber wird verletzt, wenn 
ihm eine Dynaſtie aufgezwungen wird, die es nicht will, dazu hat nicht 
einmal der Bund, geſchweige denn die Großmächte als ſolche ein Recht. 

Wenn dieſe letzteren ihr Vergehen damit zu rechtfertigen ſuchen, daß 
fie, um Schleswig die Perſonalunkon zu erhalten, die Verträge von 1852 
als einzigen Stützpunkt anſehen, ſo entgegnet ihnen die Majorität des 
Bundestages ganz korrekt, daß dieſe Frage vorläufig nicht vor den Bun⸗ 
destag gehöre und die Okkupation ſich auf Holſtein zu beſchränlen habe. 
Schleswig folgt ihm dann nach dem Recht der Verträge, welche die Un⸗ 
theilbarkeit ausſprechen, von ſelber oder ſeine Stellung kann nachgehends 
zum Gegenſtande von Konferenzen gemacht werden. In Holſtein aber 
iſt nur der Bund als ſolcher berechtigt, und wenn die deutjchen Groß⸗ 
mächte ſich als Schützer des Rechts betrachten wollen, ſo mögen ſie er⸗ 
wägen, daß die Rechte des Bundes und Holſteins älter find, als die will⸗ 


kührlichen Vereinbarungen von 1852, und daß alle Bundesglieder gleiche 


Pflichten haben. 


ge Verhalten fait unvermeidlichen Sprengung des Bun⸗ 


Nach Art. 55 der Schlußakte ſind alle Bundesglieder gleichberech⸗ 
tigt und haben ſich nach Art. 59 den Mehrheitsbeſchlüͤſſen des Bundes⸗ 
tags zu unterwerfen. 

Von Wien, wie von Berlin aus erging auch vor Kurzem die Er⸗ 
klärung, daß man dem Bundestage nicht vorgreifen, ſondern ſich ihm un⸗ 


terordnen werde. Damals erwartete man ſonderbarer Weiſe eine andere 
Majorität, und da man nun ſieht, daß man ſich verrechnet hat, will man 
über den Mehrheitsbeſchluß hiuweggehen. 


Eine ſo illoyale Politik kann 
weder im Inlande noch im Auslandr Achtung genießen. Das Ausland 


wird zwar ihre Früchte hinnehmen, wie es aber über die Träger ſolcher 


Politik urtheilen wird, das wollen wir heute nicht ausſprechen. 


Deutſchland. 
Preußen. — Berlin, 17. Jan. [Der Bundestags- 
beſchluß vom 14. Januar; aus dem Abgeordnetenhauſe.] 
Man kann die Regierung unſeres Landes um den Muth beneiden, mit 
der ſie ihre Politik betreibt: bewundern kann man ihn nicht. Ohne Etat, 
ohne den verfaſſungsmäßigen Rechtstitel für die gewöhnlichen Ausgaben 
der Militärverwaltung, die Verweigerung der Kriegsanleihe mit Sicher⸗ 
heit vorausſehend, ſchreitet ſie zu einer militäriſchen Aktion, man weiß 
nicht, ob gegen Dänemark, ob gegen Schleswig⸗Holſtein, die bisher nur 
mit dem höchſten Mißtrauen im eigenen Lande, wie im ganzen freiſinni⸗ 
gen Deutſchland begrüßt worden iſt, und jetzt, nach dem Bundestags⸗ 
beſchluß vom 14. d. M., als Bruch der Bundesverfaſſung, als eine dro⸗ 
hende Vergewaltigung des Bundesrechts überall von der Bevölkerung, 
der deutſchen, der preußiſchen, der ſchleswig⸗holſteinſchen verurtheilt wer⸗ 
den wird. Es iſt ein hohes Spiel, das hier geſpielt wird, hoch nicht ſo⸗ 
wohl durch den Gewinn, der im günſtigſten Falle erhofft werden darf, 
als durch den Einſatz, deſſen Verluſt nicht wieder zu erſetzen fein wird. 
Denn worin beſteht der Gewinn, welcher unſerer Politik zufällt, wenn 
ſie ihre Ziele erreicht? In der Erhaltung der Integrität Dänemarks, der 
Niederhaltung einer nationalen deutſchen Bewegung, der gewaltſamen 
Zurückdrängung der mittelſtaatlichen Regierungen. Gewonnen kann dazu 
werden die zweideutige Freundſchaft Oeſtreichs und der Dank des Grafen 
Ruſſell. Dem entgegen ſteht die ſichere Einbuße auch der letzten Sym⸗ 
pathie der deutſchen Nation für Preußen, ein ungeheurer Zuwachs an 
Mißſtimmung im eigenen Lande, die Zertrümmerung der Bundesver⸗ 
aſſung ohne Möglichkeit einer Neubildung, und vielleicht der Bürgerkrieg. 


ſchen Truppen den Durchzug durch Holftein verweigert. Es ist eine 


Verdrehung der einfachſten Rechtsbegriffe, wenn die officiöfe Preſſe be⸗ 
hauptet, Preußen befinde ſich im Mitbeſitz Holſteins und habe deshalb 
ein Durchzugsrecht. Holſtein befindet ſich in alleinigem Beſitz und 
Verwaltung des Bundes, d. h. nicht der Societät aller einzelnen 
Bundesglieder, ſondern der geordneten Bundesorgane, des Bundes⸗ 
tags, der Bundeskommiſſare und Bundesexekutionstruppen. Ne⸗ 
ben dieſen Organen ſteht keiner deutſchen Regierung noch irgend ein 
Separatrecht auf Holſtein zu. Und der Bundestag iſt nicht allein be» 
fugt, auch verpflichtet, den preußiſch⸗oöſtreichſchen Truppen den Durchzug 
zu verweigern. Die ganze Aufſtellung der beſonderen Großmachtsrechte 
und Großmachtspflichten iſt im vorliegenden Falle hohl und nichtig. 
Was Dänemark in Bezug auf Schleswig für Unbilden begangen hat, hat 
es gegen den deutſchen Staatenbund begangen, nicht gegen die deutſchen 
Großmächte. Dieſer für ſich iſt jede Befugniß abzusprechen, über den 
Bund fort die ſchleswig⸗holſteinſche Frage zu ordnen. Fehlte bisher der 
Einmiſchung des Auslandes in die inneren Angelegenheiten Deutſchlands 
jeder Grund, ſo iſt dieſer Einmiſchung mit dem bundeswidrigen ſelbſt⸗ 
ſtändigen Vergehen der deutſchen Großmächte Thür und Thor geöffnet, 


und man lann darauf zählen, daß Louis Napoleon die Hebel ſeiner weitſich⸗ 


tigen Politik in die ausgebrochene deutſche Anarchie wohl einzusetzen wiſ⸗ 
ſen wird. Ueberall droht ſo viel Gefahr und ſicheres Unheil, überall ſte⸗ 
hen ſo viel Feinde und nirgends ein zuverläſſiger Freund dieſer Politik 
zur Seite, daß man, ſo lange der Schimmer einer Hoffnung bleibt, hof⸗ 
fen muß, die Regierung wird noch in der letzten Stunde von der ver- 
hängnißvollen Bahn abwenden. Und ich glaube, die Stimmungen an 
maßgebender Stelle ſind unſeren Wünſchen keineswegs ſo unbedingt ent⸗ 
gegen, daß ein Umſchwung in der bisherigen Politik außer der Wahr- 
ſcheinlichkeit liegt. Alles hängt von der Feſtigkeit der Mittelſtaaten ab. 
Bundesrecht und Bundestreue mögen einer geſchickten Interpretation zu⸗ 
gänglich ſein. Der deutſche Bürgerkrieg iſt ein Faktum, deſſen blutige Be⸗ 
deutung durch Nichts weggeklügelt werden kann. Man muß an den 
Glauben feſthalten, daß König Wilhelm hierzu niemals feine Einwilli⸗ 
gung geben wird. 

Der geſtrige Beſchluß des Abgeordnetenhauſes, der die Freilaſſung 
der vier verhafteten polniſchen Abgeordneten verlangt, iſt ein Ausdruck 


des Mißtrauens gegen jede Maßregel der Regierung, gegen den Staats⸗ 


gerichtshof insbeſondere, und als ſolcher allein verſtändlich. Obwohl 
ſicherlich unter dem Miniſterium der liberalen Herrn die Juſtizverwal⸗ 
tung und die Strafgerichte um Nichts anders gehandelt hätten, als im 
vorliegenden Falle gehandelt iſt, obwohl man von den der Unterſuchung 
zu Grunde liegenden Thatſachen gradezu gar nichts wußte, thut man 
doch ſo, als könne die ganze Unterſuchung nur als ein Ausfluß eines 
reaktionären Regimes gedacht werden. Die Ereigniſſe der Jahre 
1846 und 1847 ſchienen außerhalb aller hiſtoriſchen Erinnerungen der 
Majorität zu liegen. Gradezu lächerlich war das Pathos, das Waldeck 
gegen die Anträge der Kommiſſion verbrauchte. Auf liberaler Seite wird 
ſich wahrlich kein Menſch für das Inſtitut des Staatsgerichtshofs begei⸗ 
ſtern. Aber das Inſtitut iſt mit Zuſtimmung der Landesvertretung ge⸗ 


ſchaffen, und, jo lange es zu Recht beſteht, hat es mindeſtens auf dieſelbe 


Autorität Anſpruch, wie die anderen ordentlichen Gerichtshöfe. Man 
bezeige ihm Mißtrauen, jo viel man wolle. Jeden aber, der vom Staats⸗ 
gerichtshofe wegen Hochverraths verfolgt wird, ohne Weiteres als einen 
ungerecht verfolgten Märtyrer zu behandeln, überſteigt denn doch die 


Grenzen des gefunden Menſchenverſtandes. 


— 


Lauder je de beiden Machte i Re au 18 
ſtein behauptet. Das franzöſiſche Bla 


{ Ich zweifle nicht, daß dem 
Beſchluſſe Folge geleiſtet werden wird, ſo ungerechtfertigt er vom deut⸗ 
ſchen, vom preußiſchen und legalen Standpunkte auch erſcheint. Dem 


Abgeordneten Niegolewski, der nicht ungefährlich krank darniederliegt, 


wird die Freilaſſung zwar wenig zu Gute kommen. Dagegen werden die 
Herren von der Majorität allerdings wohl die Genugthuung haben, drei 
des Hochverraths Angeſchuldigte einige Tage frei unter ſich im Genuß 
der Privilegien des Hauſes zu ſehen, jo lange eben die ſchnell dem Ende 
zueilende Seſſion noch dauert. 

— Die „Nordd. Allg. Z.“ ſchreibt: Seit einigen Tagen herrſcht in 
Berlin von Seiten der militäriſchen Behörden eine große Regſamkeit, die 
mit der ſchleswig⸗holſteinſchen Angelegenheit und insbeſondere mit 
dem Beſchluß des Bundestages vom 14. in Zuſammenhang ſteht. Wie 
wir hören, iſt der militäriſche Operationsplan mit Zuziehung der hier 
anweſenden öſtreichiſchen Offiziere feſtgeſtellt, und die Marſchbewegungen 
der beiderſeitigen Truppen nach Norden ſtehen nahe bevor. Hierbei wür⸗ 
den die öſtreichiſchen Truppen wahrſcheinlich die niederſchleſiſch⸗märkiſche 
Eiſenbahn benutzen, um das Königreich Sachſen unberührt zu laſſen, deſ⸗ 
ſen Bundestags⸗Geſandter beim Bundestage ertlärt hat, es fei den preu⸗ 
ßiſchen und öſtreich'ſchen Truppen nicht zu geftatten, durch Holſtein ihren 
Marſch zu nehmen, weil dieſes Bundesland ſei. Dieſe Erklärung wird 
aber das Einrücken der beiderſeitigen Truppen ſchwerlich hindern, ſobald 
die kurze Friſt abgelaufen ſein wird, welche die beiden Großmächte in 
einem Ultimatum an Dänemark jetzt ſtellen werden. Wir verweisen 
übrigens auf das Telegramm, welches uns die Bemerkungen der „Wie⸗ 
uer Abendpoſt“ zu der Ablehnung des öſtreichiſch-preußiſchen Antrages 
bringt. Dieſelben bezeichnen und motiviren ganz korrekt den Standpunkt 
der beiden Großmächte zur Tagesfrage. Nachdem der Bundestag ſelber 
auf die Theilnahme an der Ehre verzichtet hat, für erworbenes Recht ein⸗ 
zuſtehen, nachdem er ſich weigert, auf der einzig völkerrechtlich geſicherten 
Grundlage, nämlich der Uebereinkunft von 1851, die Zurücknahme der 
Maßregeln zu verlangen, welche ein außerhalb des Bundesgebietes liegen⸗ 
des Land betreffen, bleibt Oeſtreich und Preußen nicht anderes übrig, als 
die Angelegenheit der Herzogthümer ſelber in die Hand zu nehmen. 

Es wird von einigen Seiten wiederholt verſucht, Differenzpunkte der 
Politit Oeſtreichs und Preußens in der ſchleswig⸗holſteinſchen Sache 


ausfindig zu machen; indeſſen wird durch jeden neuen Akt der Groß. 
i machte ihr volles Einverjtändniß nur beſtätigt. 6 gps 


Wir find auch im 
Präſidentenwahl in Hole 
tt will nämlich wiſſen, daß der 
Antrag der Bundeskommiſſarien, Hrn. Blome oder Scheel-⸗Pleſſen zum 
Präſidenten der neuen holſteinſchen Regierung zu ernennen, Widerſpr 
bei Preußen gefunden habe, indem dieſes von dem Präſidium nicht bloß 
die beiden genannten Kandidaten, ſondern auch ihre ganze Partei ausge⸗ 
ſchloſſen wiſſen wolle, während Oeſtreich ſich dem Vorſchlage der Bun⸗ 
deskommiſſarien angeſchloſſen habe. Wie wir hören, gehen auch in die⸗ 
ſer Beziehung beide Mächte Hand in Hand. Angeſichts der Ueberein⸗ 
ſtimmung Preußens und Oeſtreichs in allem, was die ſchwebende Tages⸗ 
frage betrifft, hat man nicht verfehlt, von einer Garantie Venetiens durch 
die preußiſche Regierung u. dergl. das Publikum zu unterhalten. Auch 
dies iſt eine leere Erfindung. Die Garantiefrage wegen Venetien iſt bei 
den Unterhandlungen zwiſchen Preußen und Oeſtreich gar nicht zur 
e i 
inzwiſchen hören wir von einem in Kopen i 

Gerüchte, nach welchem „eine Konferenz zur e 
ſteinſchen Angelegenheit und eine dreimonatliche Waffenruhe auf Grund 
des status quo angenommen ſei.“ Wir müſſen die Beſtätigung dieſer 
Nachricht abwarten, insbeſondere aber darüber noch einen Aufſchluß ver⸗ 
langen, von wem die Konferenz angenommen iſt. 

ach einer Mittheilung aus Kopenhagen haben die dortigen 
Geſandten Oeſtreichs und Preußens ihre Abberufungsſchreiben erhalten 
und werden Dänemark verlaſſen; eben ſo ſoll dem Geſandtſchaftsperſo⸗ 
ben die Weiſung zugegangen ſein, ſich zum Verlaſſen der Stadt vorzu⸗ 

ereiten. 

— Wie verlautet, berichtet die „N. P. Z.“, werden auch die vier 
jüngeren Garde⸗Infanterieregimenter (das 3. und 4. Garderegiment zu 
Fuß und das 3. und 4. Garde⸗Grenadier⸗Regiment) und die beiden 
Garde» Dragoner- Regimenter mobil gemacht, um als Reſerve für die 
nach Holſtein und Schleswig rückenden königl. Truppen zu dienen. Wie 
das Blatt hört, werden dieſe Truppen unter dem — Sr. Kgl. 
Hoheit des Kronprinzen ſtehen. 5 

— Die im Kriegsminiſterium befindliche Telegraphen ftation 
iſt mit der neuen Central⸗Telegraphenſtation in Verbindung geſetzt wor⸗ 
den, um ſo die Befehle an alle in Stationsorten garniſonirenden Trup⸗ 
pentheile unmittelbar aus dem Miniſterium ſelber befördern zu können. 

— Aus Münſter wird gemeldet: Nach einer Bekanntmachung 
der Intendantur des 7. Armee-Korps ſollen für die an der Mobilmachung 


betheiligten Truppen 60,000 Paar gewirkte baumwollene Unterhoſen, 


bez. Unterhoſen von baumwollenem Drell, ſchleunigſt beſchafft werden. 

L Zur Orientirung über die Vorgänge in der Bundestags⸗ 

ſitzung am 14. d. theilen wir den bekanntlich ſchon am 28. Dezember 

Pede 1 eichiſchen Antrag nochmals wörtlich mit. 
erſelbe lautete: 

„Hobe Bundesverſammlung wolle an die königl. däniſche Regierung die 
Lafee S das Grundgeſetz vom 18. November. d. 9, bezuglich des 
Derjogtbume 5 eszwig nicht in Vollzug zu ſetzen, Sondern daſſelbe defintiv 
1 5 aufzu 8 en, und Nie wolle mit dieſem Verlangen die Erklärung verbin⸗ 
Dan 2 9 fe alle der Weigerung der deutſche Bund im Gefüble ſeines 
9 6 0 Ai deiner Würde die erforderlichen Maaßregeln er peiten müßte, um 
ii d E eine militäriſche Beſetzung des Herzogthums Schleswig ein Pfand 
— 5 5 üllung feiner gerechten Forderung zu verſchaffen. An der Wir⸗ 
0 00 es bereits gelegentlich des Bundesbeſchluſſes vom 7. Dezember ausge ⸗ 
5 enen Vorbehalts einer rechtlichen Prüfung der Aga würde 
W durch die Annahme des vorſtehenden Antrags Nichts ge: 


ſare, ſowie den 


* 


Die Geſandten von Oeſtreich und Preußen haben ſchließlich darauf an⸗ 
zutragen: „Hohe Bundesverſammlung wolle den Militärausſchuß beauf- 
tragen, unverweilt die erforderlichen Anordnungen zu dem Zwecke in Vor⸗ 
ſchlag zu bringen, damit die dem Bunde für die eventuelle Beſetzung des 
Herzogthums Schleswig zur Verfügung zu ſtellenden Streitkräfte auf die 
nöthige Stärke gebracht werden“?“ a 

Der Antrag wurde bekanntlich mit 11 gegen 5 Stimmen verwor⸗ 
fon. Die Abſtimmung Sachſens lautete: 

„Die königl ſächſiſche Regierung würde es an ſich der Sachlage entſpre⸗ 
chender erachten, wenn die dem Bunde vorliegende Frage wegen Anerken⸗ 
nung des rechtmäßigen Regierungsnachfolgers im Herzogthum Holſtein zur 
nächſt zum Antrag gebracht und alsdann erſt zu Ergreifung derjenigen Maß⸗ 


nahmen geſchritten würde, welche dem Bunde geeignet und dringlich erſchei⸗ 


nen möchten, um die ſeiner Obhut anheimfallenden Anſprüche in Bezug auf 
das ee Schleswig ſicherzuſtellen. Angeſichts jedoch der ſehr wider 
ihren Wunſch und Willen andauernden 

vermag die königliche ſächſiſche Regierung auch von ihrem Standpunkte aus 
es nur als eine Nothwendigkeit anzuerkennen, daß einer Beſetzung des Her⸗ 
zogtbums Schleswigs durch Bundestruppen zu dem vorgedachten Zwecke 
nicht weiter Anſtand gegeben werde. - ’ 

Sie würde jedoch eben dieſem ihren Standpunkte, welchen ſie als den 
für den deutſchen Bund in rechtlicher und politiſcher Hinſicht allein gebote⸗ 
nen betrachtet, untreu werden, wollte ſie ihre Zuſtimmung dazu ertbeilen, 
daß nach dem Vorſchlage der hohen Regierungen von Oeſtreich und Preußen 
eine Aufforderung an die königl. däniſche Regierung gerichtet werde, welche 
im Voraus das Recht des Beliges von Schleswig Tür Dänemark anerken⸗ 
nen bieße. Sie hält ſich vielmehr verpflichtet, jeder derartigen Vernehmung 
mit dem Kabinet von Kopenhagen entſchieden zu widerſprechen. Die königl. 
ſächſiſche Regierung ſtimmt daher dem Antrage der hohen Regierungen von 
Oeſtreich und Preußen nur unter der Bedingung bei, daß von jeder Auffor⸗ 
derung an Dänemark wegen Abänderung ſeiner Verfaſſung abgeſehen und 
ausgesprochen werde, daß die Belegung zur Sicherſtellung aller vom deut⸗ 
Iden Bunde in Bezug auf Schleswig zu wahrenden Rechte, namentlich auch 

erjenigen erfolge, welche der Bund in Folge feiner bevorſtehenden Entſchei⸗ 
dung über die rechtmäßige Regierungsnachfolge im Herzogthum Holſtein gel 
tend zu machen ſich veranlaßt ſehen ſollte, Zugleich hat die königl. ſächſiſche 
Regierung damit den Antrag zu verbinden, daß, um die Betheiligung des ge⸗ 
ſammten Deutſchlands an nude thatſächlichen Vertretung der nationalen 
Sache erkennbar werden zu laſſen, auch die Betheiligung ſämmtlicher Bun⸗ 
desarmeekorps daran beſchloſſen werden möchte.“ 

Bekanntlicher olgte nun eine Verwahrung der Mitglieder der Majo⸗ 
rität mit Ausnahme Hannovers und der freien Städte. Die Proteſte 
ſcheinen in verſchiedener Faſſung abgegeben zu ſein; ſie bezogen ſich na⸗ 
mentlich darauf, daß Preußen und Oeſtreich in der Bundesverſammlung 

nur als Bundesglieder nicht als Großmächle auftreten und Erklärungen 
über ihre Aktion abgeben könnten; auch handle es ſich hier um eine Bun⸗ 
desſache und in einer ſolchen ſei nur der Bund zur Aktion berechtigt. 
Ueber die ſächſiſche Verwahrung giebt das „Dresd. Journal“ bereits 
authentiſche Auskunft; ſie erfolgte: „inſofern der Einmarſch in Schleswig 
nicht ohne Durchmarſch durch Holſtein zu gewärtigeu ſei und dieſes Bun⸗ 
desland, welches jetzt im ausſchließlichen Beſitz des Bundes ſich befinde, 
nur mit deſſen Genehmigung betreten werden dürfe, wenn anders das 
Bundesverhältniß nicht mißachtet und verletzt welden ſolle.“ — Ueber 
die preußiſch⸗öſtreichiſche Gegenverwahrung fehlen noch nähere Angaben. 

Nach Berichten aus Frankfurt ſpricht man dort von Vorbereitungen 
zu einer Koalition der Mittelſtaaten, die ſofort nach der Sitzung am 14. d. ein⸗ 
geleitet ſeien. Sachſen ſoll bereits am folgenden Tage einen Antrag ein⸗ 
gebracht haben, nach welchem der Bund gegen das Einrücken preußiſch⸗ 
äftreichifcher Tr in Holſtein proteſtiren, und die Bundeskommiſ⸗ 

berbefehlshaber der Bundestruppen anweiſen würde, 
nur der Gewalt zu weichen. 
Die „Kreuzz.“ beſtätigt, daß in den Kreiſen der evangeliſchen 
Geiſtlichkeit der Rheinprovinz und Weſtfalens eine Adreſſe an den König 
für Schleswig⸗Holſtein unterzeichnet wird. Das feudale Blatt iſt na⸗ 
türlich ſehr wenig von dieſer Kundgebung erbaut, zumal in der Adreſſe 
gejagt ift, es werde von gewiſſer Seite mit Unrecht dieſe ganze Bewegung 
als eine revolutionaire hingeſtellt; ja, eine Partei gehe in der Frivolität 
fo weit, zu behaupten, daß jede Volksbegeiſterung verdammlich ſei. 
Der frühere Kriegsminiſter, General Graf Walderſee, iſt 
Freitag Nacht zu Potsdam verſtorben. 

— Von der oberſchleſiſch-polniſchen Grenze wird 
der „Bresl. Zeitung“ geſchrieben: Herr Kommerzienrath G. v. Kramſta 
hat bedeutende Güterkomplexe im Königreich Polen gekauft und ſoll be⸗ 
abſichtigen, noch mehr zu kaufen. Wie mir verſichert wird, hat gedachter 
Herr für ca. 200,000 Rubel Acquiſitionen gemacht, die, wenn es wieder 
ruhig wird, den Werth von 2 Millionen Thalern überſteigen werden. 

Breslau, 16. Januar. Heute hielten die Mitglieder der bei den 
bevorſtehenden Transporten öſtreichiſcher Truppen beteiligten Eiſenbahn⸗ 
Direktionen eine Konferenz, um ſich über die Modalitäten der Beförde⸗ 
rung zu einigen und die Fahrpläne der Extrazüge feſtzuſtellen. Geſtern 

Abend find mit dem Tagesperſonenzuge der märkiſchen Bahn ſchon einige 
preußiſche Generalſtabsoffiziere und mehrere öſtreichiſche Offiziere aus 
Berlin hier angekommen, um die Ueberführung der Truppen zu leiten. 
Auch war geftern eine militairiſche Kommiſſion in Sorau anweſend, um 
die dortigen Lokalitäten zu prüfen, in denen event. die Speiſung größerer 
Truppenmaſſen ftattfinden könnte. Die Extrazüge ſollen in Zwiſchen⸗ 
räumen von je zwei Stunden hier eintreffen und ein Theil der Truppen 
über Nacht hier einquartiert werden, um am nächſten Morgen Weiter⸗ 
beförderung zu erhalten. Nach zuverläſſigen Nachrichten wird übrigens 
die Beförderung der Oeſtreicher durch Preußen erſt am 20. d. M., alſo 
Mittwoch, beginnen und einige Tage in Anſpruch nehmen. (Schl. Z.) 

Liegnitz, 15. Januar. Der „Bresl. Ztg.“ wird gemeldet: In 
der Angelegenheit der Gerrichtsſcholzen, die als liberale Wahlmänner 
fungirt, iſt neuerdings einer derſelben nochmals vor den Landrath geladen 
und ihm bedeutet worden, daß er als Gerichtsſcholz mittelbar Staatsbe⸗ 
amter ſei und als ſolcher nicht gegen die Regierung handeln dürfe. Der⸗ 
ſelbe hat ſich entſchieden dagegen verwahrt. Die Ausübung feiner ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte kollidire nicht mit ſeinen Amtspflichten. Die Ange⸗ 
legenheit ſoll indeß ſehr rückſichtsvoll betrieben worden fein. 

Oeſtreich. Wien, 15. Januar. Die „Wiener Abendpoſt“ 
macht zu der Ablehnung des öſtreichiſch-preußiſchen Antrages, 
betreffend Schleswig, in der geſtrigen Bundestagsſitzung, folgende (ſchon 
telegr. erwähnte) Bemerkungen: Nach der anläßlich des deutſch⸗däniſchen 
Streites über die Mittel- und Kleinſtaaten verbreiteten Agitation war 
ſolches Ergebniß vorauszuſehen. Wenn deſſenungeachtet die deutſchen 
Großmächte einen Antrag auf Beſetzung Schleswigs an den Bund ge⸗ 
bracht haben, um eine vertragswidrige Inkorporirung dieſes Landes zu 
verhindern, fo geſchah es in der patriotiſchen Abſicht, dem Geſammtbunde 
einen Theil an der Ehre einzuräumen, für erworbenes Recht einzuftehen. 
Eine Majorität des Bundestages hat dieſe Theilnahme abgelehnt. Aus 

den Verhandlungen und aus den von anderen deutſchen Regierungen ges 


— 


fſtellten Anträgen geht hervor, daß die Abſicht vorherrſchte, ſelbſt über die 


Grenze des Bundesgebietes hinaus die Rechtsſphäre der Bundesbefug⸗ 
7 ale n überſchreiten. Die beiden Vormächte Deutſchlands haben 1851, 
aallerdings zur Wahrung der deutſchen Intereſſen, jene Uebereinkunft mit 
Dänemark abgeſchloſſen, auf deren Grundlage allein die unbeſtrittene 


Verzögerung dieſer Entſcheidung 


Berechtigung beruht, von Dänemark die Zurücknahme der Maaßregeln 
und Geſetze zu verlangen, welche ein außerhalb des Bundesgebietes liegen 


rechtlich geſicherten Grundlage zu thun ſich weigert, werden Oeſtreich und 
Preußen als Kontrahenten der Uebereinkunft von 1851 und als euro⸗ 
päiſche Mächte, im höheren Intereſſe Deutſchlands ſelbſt in die Hand 


Bundesmitglied kein anderer deutſcher Staat. 

Die „Abendpoſt“ ſagt: Wir haben wohl geleſen und gehört, daß 
man mit dem Gedanken umgeht, mit Ausſchluß der Großmächte auf eigene 
Fauſt einen der Form nach ähnlichen Schritt zu verſuchen, welcher in 


in thesi, ſelbſt auf dem Wege der Eroberung fremder Lande durchzufüh⸗ 
ren. Hort und Beſchützer der Integrität Deutſchlands können Oeſtreich 
und Preußen nicht zugeben, daß der deutſche Bund auf Abwege geführt 


werde, in denen fie die höchſten Gefahren für Dentſchland erkennen. Der | 


Antrag, Schleswig faktiſch zu Gunſten des Herzogs von Auguſtenburg 
zu beſetzen, ſchließt ein Uebergreifen über die territoriale Begrenzung der 
Rechtsſphäre des Bundes in ſich, welcher verfaſſungsmäßig weſentlich 
einen defenſiven Charakter bewahren muß. Der deutſche Bund würde 
durch Mißachtung der Territorialgrenzen den Weg der Agreſſion betre⸗ 
ten. Als treue Wächter der Integrität und der höchſten Intereſſen 
Deutſchlands müſſen die beiden Groſſtaalen die Regelung der Verhält⸗ 
niſſe Schleswigs zu Dänemark in eigene Hand nehmen. 


Sachſen. Dresden, 16. Jan. [Telegr.] Das heutige 
„Dresdner Journal“ entgegnet auf den geſtrigen Artikel der „Wiener 
Abendpoſt“: Das Reſultat der Bundesabſtimmung war vorauszusehen, 
und bedurfte es nicht erſt einer Agitation in den Mittel⸗ und Kleinſtaaten; 
es genügte eine oberflächliche Kenntniß des Standpunktes der überwiegen⸗ 
den Mehrzahl der Bundesregierungen. Hätten einige Bundesregierungen 
am 7. December vorausgeſehen, daß die Abſicht der Großmächte dahin 
gehe, den Londoner Vertrag unter allen Umſtänden aufrecht zu halten, alſo 


daß die Zuſage der Offenhaltung der Erbfolgefrage Täuſchung ſei, wür 


den ſie ſchon damals für die Okkupation geſtimmt haben. Die Regierun⸗ 
gen, welche den öſtreichiſch⸗preußiſchen Antrag verworfen haben, ſcheuen 
nicht den Krieg, fie wollen aber, daß das deutſche Voll klar wiſſe und er⸗ 
kenne, wofür er unternommen werde. Werde der heſſiſche Antrag ange⸗ 
nommen, fo fer die Majorität des Bundes ebenſo berechtigt ihn auszu⸗ 
führen, als die Großmächte unberechtigt find, ohne die Zuſtimmung des 
Bundes in Holſtein einzurücken. 


Baden. Karlsruhe, 16. Januar. [Telegr.] Nach der 
heutigen „Karlsruher Zeitung“ hat das Miniſterium den Beſchluß ge⸗ 
faßt, die Mobilmachung vorzubereiten, ſowie die Geſandten in Wien und 
Berlin anzuweiſen, wegen des beabſichtigten Einmarſches in Schleswig 
Vorſtellungen zu machen. 


Schleswig⸗ Holſtein. 

Rendsburg, 14. Januar. Geſtern hat der Befehlshaber der 
däniſchen Truppen im Kronwerk, v. Bülow, eine Unterredung mit dem 
hieſigen Platzbommandanten, dem ſüchſiſchen Oberſt v. Bornsberg, in 
der Wohnung des Letzteren am Paradeplatz gehabt. Bütow hatte hin 
und zurlick durch die Straßen der Stadt ſächſiſche Eslorte. Der Zweck 
ſeines Kommens wird geheim gehalten; vielleicht betrifft es nichts Ande⸗ 
res, als die dreifarbigen Fahnen von den Thürmen an der Kronwerler 
Schleuſe ꝛc., welche fortwährend den Dänen ein Aergerniß ſind und die 
am Tage vorher wegen der Anweſenheit der Bundeskommiſſare reicher 
als gewöhnlich entfaltet waren. (A. M.) 

— Aus ſicherer Quelle wird der „N. Z.“ über die Verhandlun⸗ 
gen wegen der Räumung des noch immer von däniſchen Truppen beſetz⸗ 
ten Theiles von Holſtein, des Rendsburger Kronwerks und der ſechs 
nördlich der Eider gelegenen Dörfer Folgendes mitgetheilt: Gleich nach 
der Beſetzung des ſüdlichen Theils der Stadt Rendsburg ward vom Ge- 
neral v. Hake an den däniſchen General Steinmann die beſtimmte Auf⸗ 
forderung gerichtet, den nördlichen Theil der Stadt und die ſechs Dörfer 
zu räumen. General Steinmann gab zuerſt vor, ohne Inſtruktion zu 
ſein, ließ ſich aber, als er dadurch Zeit gewann und ſich überzeugte, daß 
die verweigerte Räumung vorläufig kein casus belli ſein werde, dahin 
inſtruiren, das Kronwerk und die ſechs Dörfer beſetzt zu halten. General 
v. Hake wandte ſich nun ſeinerſeits um weitere Inſtruktionen an die 
Bundesverſammlung. Bis jetzt iſt aber dem General v. Hake noch im⸗ 
mer die verlangte Inſtruktion nicht zugegangen, obwohl die Exekution 
ſchon vor 14 Tagen ausgeführt ſein ſollte. Es ſcheint, daß einem Be⸗ 
ſchluſſe von Seiten der beiden Großmächte entgegengewirkt worden iſt, 
Bar jedem Konflikt der Bundestruppen mit den Dänen vorbeugen 
wollten. 

— Der Commandant der Bundesexekution hat nachfolgende Er⸗ 
klärung aus Altona den 14. den „H. N.“ zur Veröffentlichung überſandt: 
Das erneut in der Tagespreſſe auftauchende Gerücht, als würden auf 
meinen Befehl däniſche Deſerteure von den ſächſiſchen Truppen zurückge⸗ 
wieſen, veranlaßt mich die geehrte Redaktion der „Hamburger Nach⸗ 
richten“ um Aufnahme einer Erklärung zu erſuchen, daß Alles, was in 
dieſem Bezuge geſagt wird, rein erfunden iſt. 

— Im Eingange der Antwort des Herzogs Friedrich auf die Hul⸗ 
digungsadreſſe, welche das Siderdithmarſche Landeskollegium ihm durch 
eine Deputation überreichen ließ, heißt es: „Er freue ſich ſehr, eine 
Deputation aus dem freien Dithmarſchen zu empfangen. Er ſelbſt wiſſe, 
wie unendlich wichtig ein ſelbſtſtändiges, freies, communales Verfaſſungs⸗ 


leben ſei, er habe dies in Deutſchland beſtätigt undſelbſt darauſ hingewieſen, 
zu ſtimmen und vielleicht zu bewirken, daß auf irgend eine Weiſe eine 


daß das freie communale Selbſtbeſtimmungsrecht auch die erſte und beſte 
Bürgſchaft für ein freies, gedeihliches ſtaatliches Leben biete.“ 

Hamburg, 16. Januar. [Telegr.] Den „Hamburger Nach⸗ 
richten“ zufolge empfing der Herzog heute eine Deputation holſteinſcher 
Geistlichen. — Die Dänen find emſig mit dem Aufeiſen der Schlei be⸗ 
ſchäftigt. — Der Befehl zur gänzlichen Räumung des Schloſſes Gottorf 
iſt wieder zurückgenommen worden. a 

— Das däniſche Ober⸗Poſtamt in Hamburg erklärt das Gerücht, 
die däniſche Regierung verletze das Briefgeheimniß, für eine böswillige 
Verläumdung. 

Lübeck, 14. Januar. Dem Vernehmen nach werden am näch⸗ 
ſten Sonntag zwei Bataillone der hier einquartirten preußiſchen Infan⸗ 
terie nach Travemünde und Umgegend verlegt werden. 

Hamburg, Sonntag 17. Januar, Abends. Nach 
einer den „Hamburger Nachrichten“ zugegangenen offiziöſen 
Mittheilung werden die Bundeskommiſſäre alle auf die Lei⸗ 
ſtung des Homogialeides und auf allgemeine Beſchuldigung 


biger 
des Land betreffen. Was der Bund auf dieſer einfachen aber auch völker⸗ ger 


nehmen. Sie ſind in beiden Eigenſchaften dazu berufen und berechtigt | 
nach dem geſtrigen Bundestagsvotum, welches die gewünschte Theilnahme 
der übrigen Bundesſtaaten verweigert; ſonſt in ſeiner Eigenſchaft als 


der Unbeliebtheit geſtützten Anträge auf Abſetzung mißlie⸗ 
holſteinſcher Beamten entſchieden zurückweiſen. 
Die Zeitungsnachricht, daß in der letzten Sitzung des 
Bundestages über einen Vorſchlag der Bundeskommiſſäre, 
Blome oder Schel⸗-Pleſſen an die Spitze der holſteiniſchen 
Regierung zu ſtellen, verhandelt worden ſei, wird von den 
„Nachrichten“ aus zuverläſſiger Quelle dementirt. 
Altona, 15. Januar, Abends. [Telegr.] Nach einer Nach⸗ 


richt der „Flensburger Zeitung“ aus Kopenhagen vom 13. d. zirku⸗ 


lirte dort ein Gerücht, daß eine Konferenz zur Regelung der ſchleswig⸗ 


holſteinſchen Angelegenheit und eine dreimonatliche Waffenruhe auf Grund 


i kaun i im des Status i. 
Weſenheit dazu dienen ſoll, Majoritätsbeſchlüſſe des Bundes contra jus e neee 


Des Eiſes wegen haben die Dampfſchiffe zwiſchen Corſor und 


Eckernförde ihre Fahrten eingeſtellt; die Poſt aus Dänemark nimmt den 


Landweg. 

Kopenhagen, 13. Januar. Der Kopenhagener Magiſtrat kün⸗ 
digt den hiefigen Grundeigenthümern für den laufenden Monat die Ein⸗ 
quartirung von 16,000 Mann einberufener Mannſchaften an. Gleich⸗ 
zeitig ſucht der Stabsarzt der Orlogsmarine, Dr. Manſa, Kandidaten 
und ältere Studenten der Medicin, die geneigt wären, reſp. als Ober⸗ 
ſchiffsarzt, als Schiffsarzt und als Unterſchiffsarzt Dienſte zu nehmen. 
— Ein Geſchwader von zwei Schraubenfregatten, zwei Korvetten und 
einigen kleineren Schiffen beſtehend, ſoll, wie „Folkebladet“ wiſſen will, 
im Nyborger Hafen überwintern, um, wenn der Sund durch Eis ge⸗ 
ſperrt würde, zum Blokadedienſt in der Oſt⸗ und Nordſee verwandt zu 
werden. Die Schraubenfregatte „Själland“ und die Schraubenkorvette 
„Thor“ find dort ſchon eingetroffen. 


Frankreich. 

Paris, 14. Januar. In der geſtrigen Sitzung fehlte es Jules 
Favre nicht an energiſcher Beredtſamkeit; von Seiten Rouland's fielen 
unparlamentariſche Worte — Unterbrechungen, Malicen, Ordnungs⸗ 
rufe und Proteſte! Es waren immer noch das allgemeine Stimmrecht 
und die officiellen Kandidaturen, über die debattirt wurde, und heute hat 
Thiers wiederum das Wort ergriffen, um über den gleichen Gegenſtand 
zu ſprechen. Morny hatte geſtern ein großes parlamentariſches Diner 
veranſtaltet, zu dem auch Thiers geladen und erſchienen war. Die an⸗ 
deren Mitglieder der Oppofition ſollen darüber ein wenig ungehallen 
geweſen ſein; indeſſen hat Thiers durch eine glückliche Wendung der 
Rede, die an eine leiſe Entſchuldigung ſtreifte, ſie ſofort zu verſöhnen ge⸗ 
wußt. Die Adreß⸗Kommiſſion der Legislative hat ſich übrigens heute 
Morgen verſammelt, um, wie man ſagt, in einer Abänderung des zu 
ruſſenfreundlichen Paſſus des Entwurfs die Initiative zu ergreifen. Die 
„Opinione Nationale“ bringt ſogar heute Abend eine Arbeiter⸗Petition, 
die um einen Krieg für Polen ſollicitirt. — In Angelegenheiten des 
Attentats erfährt man, daß der Papſt ein Schreiben an den Kaiſer 
abzuſenden beſchloſſen habe, um ihn zu beglückwünſchen. — Der Erzher 
zog Maximilian wird am 5. Februar Miramare verlaſſen, um über 
Wien hierher zu reiſen. 

Paris, 15. Januar. Das Ereigniß des Tages iſt die Allo⸗ 
kution des Kaiſers, gerichtet offiziell an den neuen Kardinal Bon⸗ 
nechoſe, Erzbiſchof von Rouen, offiziös an die öffentliche Meinung ſowohl, 
als auch an die Majorität der Legislative, die ſchon Miene machte, ange⸗ 
ſteckt von der „böſen“ Oppoſition, in ſchüchternen Amendements ihrer⸗ 
ſeits an die ſo oft betonte „Perfeltibilität der Verfaſſung“ zu denken. 
Der Eindruck dieſer Rede iſt überall ein ungemein niederſchlagender. Die 
Börſe verharrte trotz der neuen Anleihe und ungeachtet der Anſtrengun⸗ 
gen, welche die Agenten Fould's machten, in ihrer weichenden Tendenz, 
und dies nicht etwa der ſtrikten Negirung aller weiteren Reformen zur 
Krönung des Gebäudes wegen, ſondern der Furcht halber, die ſich eines 
Jeden bemächtigt, der die Worte des Kaiſers aufmerkſam durchlieſt. 
Keine Reformen — das heißt: Krieg! (K. Z.) 


Niederlande. 

Haag, 16. Januar. [Telegr.] In der heutigen Sitzung der 
zweiten Kammer ſprachen ſich bei der Diskuſſion über den Etat des aus⸗ 
wärtigen Miniſteriums drei Mitglieder gegen die Aufrechthaltung der 
Beziehungen Limburgs zum deutſchen Bunde aus. Der interiminiſtiſche 
Miniſter des Auswärtigen erklärte: Die Regierung müſſe ſich der Ent⸗ 
ſcheidung der Mehrheit des Bundes bezüglich Schleswig⸗Holſteins anbe⸗ 
quemen, und werde ſie ſich jeder Exekution, die auf Holſtein beſchränkt 
bleibt, fügen. Der Miniſter äußerte ferner: Die Regierung werde ſich 
beeilen, das Kabinet zu vervollſtändigen. Das Kreditgeſetz wurde ſchließ⸗ 
lich einſtimmig angenommen. 


Rußland und Polen. 

1 Aus Rußland, 15. Januar. Ein neuer Erlaß ermächtigt 
das Direktorium der Marine und des Küſtenbefeſtigungsweſens, den 
Reſt der acht Millionen R. S., welche als außerordentliche Ausgabe zur 
beſſeren Armirung der Küſtenforts und Anlegung neuer Werke an be⸗ 
denklichen Punkten im abgelaufenen Jahre angewieſen worden, noch zu 
verwenden und beſonders die Veſten an den Küſten Kurlands jo herzu⸗ 
ſtellen, daß fie bis zum Beginn der Schifffahrt der betreffenden Kom⸗ 
miſſion übergeben werden können. Sechs neue Panzerſchiffe ſind bereits 
wieder angelegt und ſollen nach dem Muſter der im Herbſt aus England 
gebrachten derartigen Fahrzeuge konſtruirt werden. — Wie man aus 
Polen hört, ſollen die neuen Verordunngen des Grafen Berg bezüglich 
abermaliger Kontribution großen Schrecken verbreitet haben und Veran⸗ 
laſſung ſein, daß in vielen Gegenden die Bewohner der Städte ſich zu 
Petitionen und Ergebenheitsadreſſen vereinen, um den Kaiſer für ſich 


Abhilfe des Elends herbeigeführt werde. — In letzteren Tagen ging wie⸗ 
der eine Anzahl junger Leute von hier in die weſtlichen Gouvernements 
ab, um dort in Stelle der theils von ſelbſt ausgetretenen, meiſt aber im 
Disciplinarwege entlaſſenen Beamten zu fungiren. Wie es heißt, ſollen 
von den entfernten Beamten Viele den Kaiſer unter Zuſicherung feſter 
Ergebenheit und Treue um Wiederanſtellung gebeten haben. — So lange 
die Zuſtände nicht völlig geregelt ſind, dürfte auf derartige Vorſtellungen 
wohl ſchwerlich gerückſichtigt werden. 

Warſchau, 15. Januar. Aus Lublin wird die wichtige Mit⸗ 
theilung gemacht, daß Kruk, der Oberanführer der Inſurgenten, nachdem 
er neulich bei Kock geſchlagen worden, ſämmtliche Auführer um ſich zu 
einem Kriegsrath im Dorfe Krzeconowice im Lublinſchen verſammelt 
habe, in welchem alle erklärten, daß es unmöglich ſei, bei dem Mangel 
aller Bedürfniſſe, der ſtarken Kälte und der Abmattung durch die unab⸗ 
läſſige Verfolgung ſeitens der Ruſſen ſich läuger zu halten. Demzufolge 
ſchlug Kruk allein mit kleinem Gefolge den Weg nach Galizien ein; Le⸗ 
niewski mit ſeiner Bande nahm den Weg nach der öſtreichiſchen Grenze, 
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ſoll aber bereits gefangen worden ſein und die andern Anführer haben 
ihren Banden die Erlaubniß gegeben, nach Haufe zu gehen. (Oſtſ. Z.) 

Von der polniſchen Grenze, 15. Januar. Die revolu⸗ 
tionäre Regierung benachrichtigt die Nutionalbehörden in allen ehemals 
polnischen Landestheilen durch eine Cirkular-Verfügung vom 4. d. M., 
daß Miroslawski ſeine Entlaſſung als General⸗Organiſator der aufſtän⸗ 
diſchen Streitkräfte im Auslande erhalten habe, und daß dieſe Stelle als 
zur Zeit unnöthig aufgehoben ſei. Trotz dieſer in aller Form erlaſſenenen 
amtlichen Benachrichtigung entwickelt Miroslawski nach wie vor in Lüttich 
eine außerordentliche Thätigkeit, um dem Aufſtand im Frühjahr die 
größtmöglichen Dimenſionen zu geben. Er wirbt zu dieſem Zwecke nicht 
blos Emigranten und ausländiſche Offiziere, und beſorgt in Verbindung 
mit anderen gleichgeſinnten Polen, namentlich mit dem preußiſchen Ab⸗ 
geordneten Alexander v. Guttry, bedeutende Waffenankäufe, ſondern 
ſteht auch durch zahlreiche Agenten mit dem Lande in fortwährender Ver⸗ 
bindung, und hat eine Anzahl von jungen Leuten aus den wohlhaben⸗ 
deren polniſchen Familien um ſich geſammelt, um ſie in den Kriegswiſ⸗ 
ſenſchaften zu unterrichten und im Gebrauch der Waffen zu üben. Die 
Entlaſſung Miroslawski's iſt daher entweder nur ein bloßes Scheinma⸗ 
növer, um die Czartoryskiſche und ultramontane Partei zu befriedigen, 
oder Miroslawski handelt unabhängig von der Nationalregierung und auf 
eigene Verantwortung. (Oſtſ. Z.) 


Vom Landtage. 


Herrenhaus. x 
Berlin, 16. Januar. [Achte Sitzung.] Der Prüſident Graf Eber⸗ 
da a de Dang up eröffnet die Sitzung um 12 Uhr. — Die Tri⸗ 
üuen und das Haus ſind ſchwach befegt. Am Miniſtertiſche einige Regie⸗ 
gierungs⸗Kommiſſare, ſpäter tritt Gra ae ein. - 
Der Präſident macht zunächſt geſchäftliche Mittheilungen und zeigt den 
Eintritt folgender Herren an; Prof. Dr. Schubert, Graf v. Galen, 
Stadtratb Arand für Nordhauſen und Fürſt Pückler⸗Muskau. Letz 
terer leiſtet hierauf den Verfaſſungseid. a 
Vor der Tagesordnung erbält ſodann das Wort Herr von Kleiſt⸗ 
Retzow: Der Probſt Lieber in Altona fer kurz nach dem Einrücken der 
deutſchen Bundestruppen in Altona auf das furchtbarſte mißhandelt worden. 
Trobdem babe er ſeine Gemeinde, der er 23 Jahre gedient, nicht verlaſſen 
wollen, und erſt das Zureden des Biſchofs habe ibn bewogen, nach Ham⸗ 
burg zurückzugeben. Es ſei gegen denſelben der Verdacht entitanden, als ob 
er der Verfaſſer des Briefes ſel, den er (Redner) bei der Debatte über die 
ei zur Kennzeichnung der Stimmung in den Herzogtbümern mitgetheilt. 
Auf Wunſch von Perſonen, die dem Prohſt Lieber nahe ſtehen, erkläre er 
denn bier, daß das beziigliche Schreiben nicht von dem Probft Lieber her⸗ 
rühre, ja daß er ſogar den Namen des Mannes erſt gleichzeitig mit den ihm 
widerfahrnen Mißbandlungen durch die Zeitungen erfahren habe. Er wolle 
indeß bei dieſer Gelegenheit auf die Thatſache binweiſen, wie richtig jener 
Brief geurtheilt, indem er der gewaltthätigen Scene gedenke, die jetzt vor 
den Augen der Bundestruppen und der Kommiſſäre des Bundes aufgefübrt 
wurde; mit offenem Hohn troge man den Bundesbeſchluß, der die Erbfol⸗ 
gefrage ausdrücklich vorbehalten babe, und dann buldige man einen Präten⸗ 
denten. Er gebe zu bedenken, welches Unheil für die erzogtbümer daraus 
entſteben könne, wenn man nicht bald Abhülfe ſchaffe. Er erinnere an 
einen durch die Zeitungen mitgetheilten Brief eines Mitgliedes der Hol⸗ 
ſteinſchen Ritterſchaſt, in welchem dasſelbe den Himmel anruft, die Herzog⸗ 
thümer vor der Herrſchaft dieſes Herzogs zu bewahren, der mit Hülfe der 
Demokratie einziehen wolle. (Bravo.) 5 f 
Der Präſident theilt einen Antrag des Profeſſor Tellkampf mit, der 


Erlaß eines Geſetzes gerichtet iſt, welches das Bergelohn für Rettung 
enleben e 0 nenen anſchlie⸗ 
erſelbe wird ( 


N den engliſchen ( u f 
ſoll. sreichend unterſtützt und der Kommiſſion für Han⸗ 
del und Gewerbe überwieſen. . 

Das Haus tritt darauf in die Tagesordnung, deren erſter Gegenſtand 
die m. der Antwort des Königs auf die Adreſſe des Herrenbauſes. 
Dieſelbe wird ſtehend angehört und lautet: 

„Ich babe die Adreſſe des Herrenhauſes vom 21. Dezember v. J. em⸗ 
pfangen und mit Befriedigung von ihrem Inhalte Keuntniß genommen. 
Der Zweck der Forderung, welche Meine Regierung an die Landesvertre⸗ 
tung geſtellt bat, iſt, wie die Adreſſe mit Recht bemerkt, einestheils die Er⸗ 
füllung beſtimmter bundesrechtlicher Verpflichtungen, zu welchen die Mittel 
nicht verſagt werden können, anderntheils die Wahrung von Preußens Macht⸗ 
ſtellung und — — gegen jeden Angriff bei dieſer Erfüllung. 1 das Her⸗ 
renbaus die Wſung der Aufgabe, welche Preußens Politit zur Zeit geſtellt 
iſt, mit voller Zuverſicht in der Hand ſeines Königs ſieht, daran babe Ich 
nie gezweifelt; aber der erneute Ausdruck dieſes Vertrauens, iſt Mir erfreu⸗ 
lich geweſen in einer Zeit, welche ernſte und folgenſchwere Entſchlüſſe von 
Mir fordert. Ich bin überzeugt, daß das Land, welches meine Geſinnungen 
kennt, diefes Vertrauen theilt. Das Herrenbaus wird von der richtigen Er⸗ 
kenntniß geleitet, daß angeſichts der drohenden Verwickelungen die Wege der 
Politik ſich nicht im Voraus beſtimmen laſſen und daß Rechtsfragen und völ⸗ 
kerrechtliche Beziehungen nicht durch Wünſche und Sympathien, To natürlich 
dieſelben auch ſein mögen, entſchieden werden können, daß aber, wenn jenes 

iel, über welches Alle einig find, nämlich die Wahrung der Rechte Deutſch⸗ 
chlands, fo wie die Ehre und Macht Preußens, erreicht werden ſoll, es un⸗ 
umgänglich nötbig iſt, für alle Falle gerüſtet zu fein. Ich ſpreche dem Herren: 
bauſe für die Zuſage feiner vertraueusvollen Unterſtützung Meinen Dank 
aus und mag der Hoffnung nicht entſagen, daß in beiden Häufern des Land⸗ 
tages ſich die Hingebung an des Vaterlandes Aufgabe kräftig genug erweiſen 
werde, um jede Ruckſicht auf ſchwebende Differenzen in den Hintergrund 
treten zu laſſen, und Meiner Regierung durch einmütbigen Beſchluß die 
Mittel zur Verfügung zu ftellen, welche für die Löſung jener Aufgabe erfor⸗ 
derlich find. Berlin, den 13. Januar. 1864. Wilhelm. von Bismarck. 
von Bodeliehwingb. von Roon. von Itzenplitz. von Mübler. Graf zur 
Lippe, von Selchow. Graf zu Euleuburg. An das Herrenhaus. 
Der Präſident fordert darauf das Haus auf, den Geh. Ratb Dr. 
Brüggemann, — Yin — —— Dienſtjubiläum in der Stille begehe, durch 
von den Plätzen zu ehren. ; , 
ine = eite Gegen 11 der Tagesordnung iſt der Bericht der Geſchäfts⸗ 
ordnungskommiſſion. — Zu den neulich bereits mitgetheilten Anträgen der⸗ 
elben bat Hr. p. Plötz einige Verbeſſerungsanträge geſtellt. Es entſpinnt 
IE über die einzelnen Paragraphen eine längere Debatte, an welcher ſich 
außer dem Berichterſtatter v. Zander die Herren Graf Rittberg, v. Franken⸗ 
berg, Graf Brühl, v. Plöt, v. Kleiſt⸗Retow, Dr. Götze, p. Gaffron, v. Be⸗ 
low, v. Meding, v. Bernuth und aßen abbath Es werden größten⸗ 
tbeils die Anträge der Kommiſſion mit einigen Aenderungen der Herren 
v. Plög und v. Bene ber Kummiſioh folgenden Ausnahmen: Der 
Vorſchlag, die Oeffentlichkeit der enen enen einzuführen, wird 
abgelebnt; desgleichen die Zulaſſung der mündlichen Berichterſtattung, und 
der Vorſchlag, die bisherige Praxis bei Ueberreichung von Adreſſen durch 
die Geſchäftsordnung zu firtren. Auf den Widerſpruch der Herren v. Ber⸗ 
nuth, v. Kleit⸗ Re ow und des Berichterſtatters werden einige Anträge des 
Hrn. v. Plös und des Grafen Rittberg, die nicht in Beziehung zum Kom- 
miſſionsberichte ſteben, verworfen. — 

Der Präſident unterbricht die Debatte, um in Folge einer ihm zuge⸗ 
kommenen Mittheilung zu rügen, daß ſich nicht ſümmtliche Anweſende auf 
den Tribünen bei der Vorleſung der Königl. Antwort erhoben, und erflärt 
mit erhobener ee daß er im Falle der Wiederholung die Tribünen räu⸗ 
men laſſen werde. 

El beiden (este Gegenſtände der Tagesordnung, der Geſetzentwurf 
wegen der Aktiengeſellſchaften und der Abänderung des Zolltarifs werden 
den Anträgen der betreffenden Kommiſſionen gemäß in der vom Abgeordne⸗ 
tenbauſe beichlofienen Faſſung ohne Debatte angenommen, dagegen die zu 11 5 
teren Geſetzentwurfe von dem Abgeordnetenhauſe beſchloſſene Reſolution ab⸗ 


ut. 5 . 

Der Präſident tbeilt vor Schluß der Sitzung noch den Eingang des 
beute im Abgeordnetenbauſe beichlofienen Geſetzentwurfes über den Staats⸗ 
bausbaltsetat des Jabres 1864 mit und erklärt, daß er in Folge deſſen die 
nächſte Sitzung wabrſcheinlich erſt auf Donnerſtag anberaumen werde, 
Sala der Sitzung 3 ¼ Ubr. 
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Haus der Abgeordneten. 


Berlin, 16. Januar. (27. Sibtzuen Die Trihünen ſind dicht be⸗ 
fegt; am Miniſtertiſche die Miniſter v. Bodelſchwingh, Graf zur Lippe, Graf 
Jbenplitz, v. Mühler, v. Selchow und mehrere Regierungskommiſſare. 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung kurz nach 10 Uhr mit den 
ewöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen. — Finanzminiſter v. Bodel⸗ 
ſchwingh bringt einen Geſetzentwurf ein, nach welchem auf den Antrag 
Württembergs und Badens bei der Beſteuerung der Centner getrocknete 
Runkelrüben nicht mehr gleich 5 Ctrn. friſche Rüben, ſondern gleich / Ctr. 
gerechnet werden ſoll. — Auf Antrag des Abg. Reichen beim wird dieſer 
Geſetzentwurf keiner Kommiſſion überwieſen, ſondern zur Schlußberathung 
im Haufe geſtellt; der Präſident ernennt den Abg. Michaelis zum Referen⸗ 
ten, den Abg. Borſche zum Correferenten. Kr 
„Erſter Gegenſtand der Tagedordnung iſt der Bericht der Budgetkom⸗ 
miſſion wegen Feſtſtellung des Etats pro 1864. Die Anträge der Kommiſ⸗ 
ſion werden obne Distuſſion angenommen, und das Haus tritt in die De⸗ 
batte ein über die Schlußannahme des Geſetzes, betreffend die Feſtſtellung 
des Staatshaushaltsetats für das Jahr 1864. | 
Abg. Dr. Jacoby: Nachdem der Staatshaushaltsetat in feinen einzel⸗ 
nen 17 7 — durchberathen worden iſt, fragt es ſich nunmehr, ob es gera⸗ 
then fer, demſelben auch im Ganzen zuzuſtimmen. Was mich betrifft, fo 
werde ich ihm meine Zuſtimmung verſagen, fo lange das gegenwärtige Mi⸗ 
niſterium die Regierung des Staates in den Händen hat. Ich bitte um die 
Erlaubniß, kurz die Gründe darzulegen, welche mich zu dieſem Entſchluſſe 
beſtimmen. Durch ihre Verordnung vom 1. Juni v. J., durch die Wahlbe⸗ 
einfluſſungen, ſo wie durch ſonſtige Erlaſſe und Maaßnahmen hat die gegen⸗ 
wärtige 


Staatsregierung die Verfaſſung ſchwer verlegt, hat die Feſtſtellung 
des Staatsbaushaltsgeſetzes durch vorzeitigen Schluß der Seſſion vereitelt, 
bat Jahrelang ein budgetloſes Regiment geführt und bat ſogar Ausgaben 
geleiftet, welche dieſes Haus ausdrücklich verworfen hatte. Dazu kommt, daß 
bei Eröffnung der diesmaligen Seſſion Seitens der Krone die Erklärung 


abgegeben worden, fie werde keinem Staatshaushaltsetat ihre Genehmigung 
ertheilen, der nicht die Armeereorganiſation vollitändig wahre. Schließlich 
hat dieſe Regierung ſich nicht geſcheut, einen Geſetzentwurf einzubringen, 
welcher das verfaſſungsmäßige Budgetrecht der Volksvertretung nicht nur in 
Frage ſtellt, ſondern geradezu pereiteln ſoll. Eine einfache Ablehnung der 
Mehrkoſten für die Reorganiſation erſcheint mir unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden nicht genügend. Wie man im Privatleben vielmehr einem ungetreuen 
Verwalter die ertbeilten Dispoſitionen über die Gelder entziebt, ſo dürfen 
auch einer verfaſſungsbrüchigen 1. die die Staatsmittel fernerhin nicht 
anvertraut werden. Ich verkenne die Gefahr einer Budgetablehnung nicht, 
aber die Verantwortlichkeit für eine ſolche Gefahr fällt auf die Miniſter, 
welche trotz zweier Auflöſungen und Neuwahlen des Hauſes dennoch weder 
ibr Syſtem geündert haben, noch von ihren Plätzen gewichen ſind. Eine bei 
weitem größere Gefahr für den Staat als die Ablehnung mit ſich fübren 
kann, liegt in der Fortdauer des gegenwärtigen Miniſteriums und ſeiner un⸗ 
beilvollen, entſittlichenden Einwirkung nach innen und außen. Ich füble mich 
daber in meinem Gewiſſen verpflichtet, von meinem verfaſſungsmäßigen 
Rechte der Ablehnung Gebrauch zu machen, um einem ſolchen Miniſterium 
keinen Vorſchub zu leiſten. Wenn die Verfaſſung von Seiten der Regierung 
verlegt iſt, wenn die heiligſten Rechte des Volkes nicht mehr reſpektirt werden, 
ſo muß auch zu dem letzten Mittel der Nothwehr gegriffen werden. Ich werde 
für die Ablehnung des ganzen Budgets ſtimmen. 

Abg. Tweſten: Die Frage, ob das Haus den Staatshaushaltsetat 
bewilligen oder ablehnen ſolle, iſt eine Frage der Politik, und ich meine, wir 
dürfen im vorliegenden Falle den vom Herrn Vorredner empfoblenen Schritt 
nicht thun. Schon in früherer Zeit iſt die Frage erörtert worden, wie ein 
dem Volkswillen hartnäckig widerſtrebendes Miniſterium Br beſeitigen fei; 
und in den Jabren 1849—1851 hat ſelbſt die konſervative Partei zugegeben, 
daß das Recht der Steuerbewilligung und Steuerverweigerung der Volks⸗ 
vertretung zweifellos zuſtehe. Sie fügte damals nur an es wäre nicht 
nöthig, von dieſem Rechte Gebrauch zu machen, da die Verfaſſung Mittel an 
die Hand gebe, auch obne daſſelbe den Willen der Majorität des Volkes 
durchzuſetzen. Damals erklärten konſervative Abgeordnete, der Verſuch, ohne 
Nelige t regieren, müſſe den Anklagezuſtand nach ſich zieben; ez ſei eine 
heilige Pflicht der Kammern, das Miniſterium zur Verfaſſungsmäßigkeit zu 
zwingen durch Verweigerung der Ausgaben und durch eine Anklage. Man 
ließ ſich damals von dem Gedanken leiten, die Krone werde niemals ſo ver⸗ 
blendet ſein, dauernd gegen den wirklichen Volkswillen zu handeln, und die⸗ 
ſes Vertrauen, meinte man, ſollte genügen. Aber die Landesvertretung muß 
von ihren äußerſten Rechten Gebrauch machen, ſobald die dafür erforder 
lichen Vorausſetzungen eintreten, wie eben gegenwärtig, da es ſich um gewiſſe 
neue Ausgaben handelt, in welchem Falle ſelbſt Graf v. Arnim⸗Boytzenburg 
die Verweigerung für an ai erklärt bat. Alle abzulehnen, betrachtet er 
allerdings als einen Mißbrauch. Die Verfaſſung ſtellt als unerläßliche Be⸗ 
dingung bin: die Uebereinſtim nung zwiſchen Volk und Regierung, und es 
wird dieſe Uebereinſtimmung nicht fehlen, ſobald letztere ordnungs⸗ und ver- 
faſſungsmäßig geführt wird. Seit zwei Jahren iſt dies nun aber nicht der 
Fall, und es muß jedes Mittel angewandt werden, um dem entgegenzuwir⸗ 
ken. Wir haben es mit einer Frage des Nechts zu thun, und in dieſer Hin⸗ 
ſicht hat der große Staatsmann und Miniſter Fox erklärt: Wenn die eine 
Seite das Recht bricht, To iſt die andere nicht mehr au dieſes Recht gebunden 
(hört! bört!); dann hört für das Volk der rechtsbrüchigen Regierung gegen“ 
über der Geborſam auf, eine rechtliche, eine ſittliche Pflicht zu fein. Als im 
vorigen Jahre das Herrenhaus das ganze Budget verworfen hatte, wäre 
eigentlich eine verfaſſungsmäßige Regierung überhaupt nicht mehr möglich 
geweſen; indeß wußte das andere Haus wohl, daß ſein Beſchluß keine ſolche 
Konſequenzen haben würde. Wenn man nun mit Recht ſagen kann, gewiſſe 
Staatseinnahmen und Ausgaben ſeien für das Leben des Staates unbedingt 
nothwendig und unter allen Umſtänden zu bewilligen, ſo gebe ich dies zwar 
im Allgemeinen zu, jedoch durchaus nicht unter dieſer Regierung. Wie nun 
aber der vorjäbrige Beſchluß des Herrenhauſes nichts war, als ein Schlag 
in die Luft, ſo würde es auch beute mit einem ſolchen Beſchluſſe ſein. Ein 
Schritt aber, wie der vom Abg. Jacoby angeratbene, darf nicht wie der vom 
Herrenhauſe ausgegangene ein leerer Schlag in die Luft fein, er muß einen 
Erfolg haben, den nämlich, daß das Volk auch wirklich aufbört, die Steuern 
zu zahlen. (Hört! bört!) Weil aber ein Erfolg jetzt von dem Jacobyſchen An⸗ 
trag nicht erwartet werden kann, ſo bitte ich Sie, auf den Antrag des Abg. 
Jacoby jetzt nicht einzugehen. (Beifall links.) 

Abg. v. Blanckenburg: In meiner bisherigen parlamentariſchen 
Thätigkeit bin ich immer der Anſicht geweſen, daß die Regierung die von der 
Landesvertretung beantragten Abſetzungen des vorgelegten Etats auch gewiſ⸗ 
ſenbaft beachte. Bei den diesjährigen Etatsberatbungen aber handelte es ſich 
nicht darum, ob die eine oder die andere Ausgabe zweckmäßig ſei, ſondern 
lediglich um eine Machtfrage. Ich meine die Absetzungen, für welche ich 
mich entſcheide, immer ernſthaft: auf der andern Seite dieſes Hauſes kann 
die gleiche Anſicht nicht obwalten, wie der Abg. Tweſten ſelbſt früher darge⸗ 
that hat, daß die Abſetzung der Reorganiſationskoſten nicht ernſthaft gemeint 
ſein könne. Weil es ſich aber hier um eine Machtfrage bandelt, jo werde 
ich mich nicht allein für den Re 8 5 ſondern auch gegen die Ab⸗ 
ſetzungen erklären. Ich werde deshalb, falls der von der Regierung vorge⸗ 
legte Etat verworfen wird, ee das Budget, wie es durch die Kommiſſton 
beantragt ift, ftimmen, weil mit denfelben nicht die Regierung und nicht die 
Macht der Krone beftehen kann. Herr Dr. Jacoby will ſein Etatsrecht dazu 
benutzen, um die gegenwärtige Regierung zu ſtürzen; es wird ſich alſo jetzt 
jeigen müſſen, ob der Dr. Jacoby mit feinen Freunden mehr Macht im preu⸗ 

iſchen Staat haben ſoll, oder die Hohenzollern. (Ob! oh! links.) Sind 
die Hohenzollern vor Jabrbunderten mit den Quitzow's im 
Lande fertig geworden, ſo werden ſie nicht minder auch mit den Schul⸗ 
ze's und Müller's der A ferfig werden. (Laute Zeichen der Mißbilli⸗ 
gung im Hauſe.) Die Regierung bat ihr Etatsrecht nicht iert gem d 
1 ſie hat auch nicht als ungetreuer Haushalter regiert. Wenn der 

bg. Tweſten gegen den Dr, Jacoby nur Salden entgegengeſetzt 
hat, ſo geht daraus wohl hervor, daß er der Anſicht iſt, diefes Haus ſel noch 
nicht in der Lage, den Kampf gegen die Hohenzollern Au e Wenn 
die Herren der Gegenſeite anerkennen, daß der Rechtsbruch eines Tbeils 
auch den andern an das Recht nicht mehr binde, fo mache ich fie darauf auf; 
merkſam, daß, wenn Sie Ihr Recht mißbrauchen, Sie auch dem andern 
Hauſe das Recht ertheilen, Ihr Recht zu brechen, und daß der an dann 
die Pflicht bat, unter allen Umſtänden die N en en Rechte der 
Krone zu wahren. Im Anfange dieſer Seſſion haben Sie ſich dartber ber 
klagt, daß von meinen Freunden von der Eventualität einer königl. Diktatur 
geſprochen worden ſei: Sie aber wollen bier eine parlamentariſche Maſori⸗ 
kätsdiktatur etabliven und glauben Sie, es wird Ihnen bierin jo begegnet 


wir wo 


8 ine Sie und begegnet find. Darauf verlaſſen Sie ſich! (Großes 
elächter. 

Abg. Dr. Waldeck: Der Vorrdner bat mit einer Expektoration geen⸗ 
det, die er nicht an uns hätte richten ſollen, ſondern an ſich ſelbſt, denn er bat 
uns erklärt, daß er den Etat verwerfen werde. Er iſt derjenige, der dem 
Lande die Mittel verweigert, wir ſind Diejenigen, welche dem Lande die ge⸗ 
ſetzmäßigen Mittel geben wollen. Dabei ſtehen wir auf unſerm heiligen 
Rechte, auf unſerm Rechte, neue Einrichtungen, dies des Gejeges bedürfen 
zu prüfen, dieſen neuen Einrichtungen, wenn ſie finanzielle Folgen haben, 
die Genehmigung zu verſagen. Das iſt unſer verfaſſungsmäßiges Recht, 
welches wir ſeit drei Jahren vergebens ausgeübt haben, was aber dadurch 
nicht ſchwächer, ſondern ſtärker geworden iſt. Niedergeſchriebene Rechte find 


nur ein Keim, wenn aber das Volk das Recht in die Hand nimmt und aus⸗ 
übt, dann geigt es, daß es das Recht hat, und daſſelbe auch ausüben will. 


Und über dieſe große Frage mit den größten und ſchönſten Inſtitutionen, 
welche das Volk beſitzt, mit feiner Landwehr und den glorreichiten Erinne⸗ 
rungen, mit den Exinnerungen, welche daß gegenwärtige Miniſterium freilich 
verachtet und mit Füßen tritt (ob! ob! rechts), über dieſe große Frage zu ent⸗ 
ſcheiden, war der ſchoͤnſte Beruf, den jemals eine Landesvertretung gehabt 
hat; es war das „Nein“, was im Jahre 1861 von 20 Männern gesprochen 
wurde, es war dies „Nein“ ein mene tekel für den Abſolutismus, es war 
ein Wahrzeichen, welches Jahrbunderte hindurch leuchten wird. Glauben 
Sie nicht, daß Ihr Regiment, welches jetzt in Europa herrſcht, dauern kann; 


glauben Sie nicht, daß die Nationen 157 beſtimmt ſind, auf willkürliche 


Weiſe regiert zu werden, daß Recht und Geſetz für immer mit Füßen getre⸗ 
ten werden kann. Das geht nicht, das hat ein Ende und jede Generation 
bat die Aufgabe, das Gut zu bewabren, was ihr anvertraut iſt. So haben 
wir ſeit drei Jahren in dieſem Punkte gehandelt, wir haben das Recht der 
Ehre des Landes wegen gehandhabt. Darum bin ich mit dem Abg. Jakoby 
nicht einverſtanden, daß wir dieſe große und würdige Bahn jetzt verlaſſen ſol⸗ 
len und in ein unbeſtimmtes Etwas binübergehen ſollen. Nein, noch ift 
unſere Aufgabe nicht vollendet, noch müſſen wir wiederholt mit demſelben 
Ernſt, nicht, wie behauptet worden, zum Scherz den neuen militäriſchen Ein⸗ 
richtungen unſere Zuſtimmung verſagen. Wenn der Vorredner ſich auf den 
ehrenwerthen ng, Tweſten berufen bat, ſo hat er geſehen, daß derſelbe ſich 
früher in ſeinem Gewiſſen gedrungen gefühlt habe, ſich von der Majorität 
zu trennen; er bätte aber auch erkennen ſollen, daß ſich derſelbe Abgeordnete 
voll und klar bewußt iſt, wie er nun die Beſchlüſſe des Hauſes sure er⸗ 
halten muß. Es iſt nach der Verfaſſung unzweifelhaft, daß ſowobl Einnah⸗ 
men wie Ausgaben verweigert werden könnten; es iſt unzweifelhaft, daß die 
Verſammlung das volle Budgetrecht bat; aber darin ſtimme ich dem Abg. 
Tweſten vollſtändig bei: will man ein Budget verweigern, um zu einer an⸗ 
dern Regierung zu gelangen, ſo müſſen die Bedenken ganz andere ſein, als 
ie bei uns find, dann müßten wir in der Lage fein, vor Gerichtten die Ge⸗ 
etzmäßigkeit unſeres Handelns feſtſtellen zu können. Die Regierung, welche 
willkürlich verfährt, fie möge noch lange in ihrem Schlummer bleiben — wie 
lange, das weiß Niemand — fie wird immer Unrecht thun, went fie verfährt, 
wie fie verfahren iſt. Wir, meine Herren, erklären uns bereit, das Budget 
zu bewilligen, von dem das Haus die beſtimmte Summe abgeſetzt hat. Will 
die Regierung darauf eingeben, will fie thatſächlich unſer Recht anerkennen, 
will fie thatſächlich die Reorganiſationskoſten nicht mehr verausgaben, wohl, 


meine Herren, wir ſind nicht Diejenigen geweſen, die ihr darin unſere Mit⸗ 


wirkung verweigert haben. Darum iſt von der Budgetkommiſſion Fleiß und 
Arbeit aufgewendet worden; das Jahr 1864 liegt vor uns, und wird wieder 
obne Etat regiert, ſo iſt es die Schuld des Miniſteriums. Um dies dem Inlande 

dem Auslande, der Krone und dem Miniſterium gegenüber klar und deutlic 

feſtzuſtellen, darum nehme ich den Etat, wie er vom Haufe beratben iſt, mit 
gutem Gewiſſen und mit vollem Herzen an. (Bravo!) 

Präfident Grabow: Der Vorredner hat von der Regierung geäußert, 
daß fie die alte Landwehrverfaſſung verachtet und mit Füßen getreten babe, 
Ich erachte dafür, daß dieſer Ausdruck ein unparlamentariſcher geweſen iſt. 

bg. Graf Wartensleben: Es ſteht uns gegenüber ein Nein, wel⸗ 

ches wir auch ausſprechen werden, und ein bedingtes Ja. Zuerſt das Nein 
des Dr. Jacoby. Die konſervative Partei wird für den von der Regierun 
W Etat ſtimmen und gegen den von dem Hauſe beſchloſſenen un 

' en unſere Grunde dafür darlegen, damit wir nicht verwechjelt werden 
mit den Gegnern, (Heiterkeit ) Wie orben une Dein, weil „ 
merter Etat zu Stande kommen ſoll, weil n auf ihre 
mit den von ihr vorgelegten Etat fortregieren ſoll. Darin liegt der große 
Unterſchied zwiſchen uns und Dr, Jacoby. Wir haben beute noch dieſelbe 
Anſicht, wie früher; wenn die Volksvertretung ein Nein geſprochen hat, jo 
werden wir daſſelbe reſpektiren, aber wir ſehen die Volksvertretung nicht allein 
in dieſem Haufe. ſondern auch im Herrenbauſe. Abg. Waldeck hat die 
Reorganiſationsfrage wieder in die Debatte hineingezogen und ſein Ausſpruch 
war dar deshalb ein unſtatthafter, weil die Regierung nun und nimmer die 
Landwehr hat auſbeben wollen (oh ). Die Landwehr beſteht und ſoll jetzt nur 
1 Wohle des Volks zurücktreten. Haben Sie doch die Gewogenbeit eine 
Umkehr der Geſinnung eintreten zu laſſen (Heiterkeit !), dann werden wir im 
Stande ſein, einen Etat feſtzuſtellen, mit dem die Regierung wirthſchaften 
kann. Man baut die Verfaſſung nicht im Kriege, ſondern im Frieden, das 
hat ein berühmter franzöſiſcher Demokrat gejagt. Beberzigen Sie dieſes 
Wort; die Franzoſen baben mehr Erfahrung als wir. (Heiterkeit!) 

Abg. v. d. Heydt: Er könne den Verfaſſungsinterpretationen der Ge⸗ 

perfente nicht zuſtimmen. Wenn man das eigene Recht geachtet wiſſen wolle, 

o müſſe man auch das Recht Anderer achten, ſo in dialem Fall namentlich 
auch das Clatsrecht der Krone und des andern Hauſes. (Die weitere Ber 
gründung dieſer Behauptung bleibt bei dem ſchwachen Organ des Redners 
und der Unruhe im Hauſe unverſtändlich.) 

Abg. Schulze (Berlin): Ich babe zur Sache ſelbſt nur eine einfache, 
aber meines Erachtens durchgreifende Bemerkung zu machen. Wenn wir 
nämlich den Schritt tbäten, welchen uns der Abg. Jacoby anräth, jo würden 
wir dadurch nur den Wünſchen unſerer Gegner entgegenkommen. Sobald 
wir ihn thäten, würden wir die Gehäſſigkeit eines budgetloſen Regiments von 
den Schultern des Miniſteriums fort und auf die unſern wälzen. Eine fort 
wäbrende Durchberathung des Budgets mit der ſichern Ausſicht der Erfolg 
loſigkeit unſerer Berathungen iſt freilich eine traurige Pflicht: wir müſſen fie 
jedoch üben und können nur als eine Mahnung die Regierung aufmerkſam 
machen auf die Verwirrungen unabjebbarer Art, welche ſich an die fortgeſetzte 
Budgetloſigkeit kaüpfen würden, So viel man auch über Budgetrecht ſtreiten 
mag, Eines kann doch unmöglich beſtritten werden: das Recht der Steuerer⸗ 
hebung iſt nicht getrennt zu denken von der Pflicht einer verfaſſungsmäßigen 
Verwendung. Entzieht ſich die Regierung dieſer Pflicht, jo können wir nur 
hindeuten auf die ſich hieraus etwa A Folgen, müſſen aber unſerer⸗ 
ſeits auf unſerm Poſten verharren. Gegen den Abg. v. Blanckenburg muß 
ich bemerken, daß ich mich gewundert habe, aus ſeinem Munde die Oinwei- 
jung auf die Quitzows zu vernehmen. Ich würde von meinem Standpunkt 
dieſe Hinweiſung nicht ausgeſprochen haben, weil ich ſie in Ve denn 
doch für abſtrus halte, Soll ich aber hierauf eingeben, jo muß ich den Herrn 
Redner darauf verweiſen, daß die Quitzows niedergeworfen worden find zur 
We d 8. geſezlicher Zuſtände, zum Beſten des friedliebenden Bürgerthums. 

eil die Hohenzollern dieſen Standpunkt einer groen Zukunft vertraten, jo 
war ihnen auch die Macht gegeben zur Niederwerfung jener Friedensſtörer 
und deshalb rubte auch der Segen auf dieſer That. Faſt ſcheint es mir aber, 
daß es noch jetzt einige Quitzows nieberzumperfen Dicht; freilich bat dieſe Auf⸗ 


— 


Kin jetzt ihre eigene Schwierigkeiten, da dieſe Herren mit in der Regierung 
1 


er 


en. (Heiterkeit) Was dann aber die Hindeutung auf die Schulzes und 
Nuillers der Zukunft angeht, fo kann in dem Zuſammenbang, in welchem 
dieſelbe ausgeſprochen, damit nur ein ohn gegen das Bürgertbum ausge⸗ 
ſprochen werden (lebbafter Beifall) und ich kann es nur dankbar acceptiren, 
wenn der Herr v. Blandenburg meinen Namen, wohl nicht ohne Rückſicht 
auf meine Perſon, als Repräſentautendes gehöhnten Standes genannt bat, und 
mich dadurch geehrt füblen, daß mein Name gleichſam als Parole für das 
ganze Bürgerthum 15 it. Cebhafter Beifall!) Spricht man einen ſol⸗ 
chen Hohn aber noch im 19. Jahrbundert aus, ſo zeigt man dadurch wohl, 
daß man überbaunt nicht in dieſe Zeit gehört, denn die Tage ſind wohl vor⸗ 
abet, er Wie kee Je ah daß 5 arg der Regierung 
wege . utige Zeit wenigſtens iſt wohl von der gegentbeiligen 
Anſicht überzeugt. (Beifall ae 2 71 
3 neun er v. Bodelſchwingh: Es iſt nicht meine Abficht, durch 
meine Worte auf die vorgelegte 9 90 11 1 7 einen Einfluß auszuüben. Ich 
e 


erkenne an, daß das Haus das t der freien Entſchließung bat, und 
daß die Regierung dieſe ruhig abwarten muß. Nur das glaube ich, bin ich 
der Regierung | 


uldig, gegen die ſchweren Vorwürfe, welche gefallen find, 


Ver ane zu müſſen, Es iſt beute, wie früber ſchon behauptet 


worden, die Regierung habe die Verfaſſung verletzt, ja es ift 2 
hauptet worden, fie habe einen Berraflungsb Ai wei 90 be 


ahr hin 


ruch verübt. Ich weiſe das mit 


72 
24 
2 


Be 


Regierung ein ſolches Urtheil verdient. 


meine Y 
ich dom Herrenhauſe 


netenhaus der ar ei, die Regierungsvorlage ſei für das Herrenhaus die 
u 


2 der Gang der preußiſch⸗öſtreichiſchen Politik kein anderes Ergebni 


E . 


Entſchiedenbeitzurück. Es iſtebenſo von einer unheilvollen Regierung geſprochen 
worden; es iſt dies freilich nur eine Auffaſſung des Redners, die eine völlig 
ß mit Entſchiedenheit verneint werden, daß die 


unbegründete iſt, und es mu d 
Ich ſpreche das Namens der Regie⸗ 


rung aus. Wenn geſagt iſt, daß das Haus in ſeinem Rechte ſei, wenn es 


| 
| 


die von der Regierung geforderten Mittel fiir die Reorganiſation verweigere, 
weil die Regierung die Landwehreinrichtung verachte und mit Füßen trete, ſo 


hat der Herr Praſident Über dieſe Aeußerung bereits das Urtheil geſprochen. 
Andrerſeits glaube ich, daß eine ſolche Ausdrucksweiſe für das, was die Ne⸗ 
gerung für die Armee und für die Landwehr thut, viel zu weit gebt. Die 
Regierung hat im Gegentheil gerade für die Armee und deren Einrichtungen 
ein warmes Herz und das bat fie bei jeder Gelegenheit betätigt. Ich glaube 
nicht, daß die Negierung zu dieſen Aeußerungen irgend eine Veranlaſſung ge⸗ 
gegeben hat. Die Regierung wünſcht mit allen Mitgliedern des Hauſes die 
Rückkehr zu einem etatsmäßigen Zustande: fie bedauert, daß in den letzten 
Jahren ein ſolcher nicht erreicht werden konnte, fie iſt ſich aber bewußt, mit al⸗ 
len Mitteln dahin geſtrebt zu baben. Das wird fie auch ferner thun, und ich 
habe nur zu erwarten, was das Haus in der Schlußabſtimmung thun wird. 
Die Diskuſſion wird geſchloſſen; der Referent Abg. Borſche empfiehlt 


im Intereſſe der öffentlichen Ordnung die Annahme des Kommiſſionsantra- \ ! 
| fig des Abg. v. Unru 


ges. Ac folgen perſönliche Bemerkungen. 
des Prad nten einer Kritik zu unterziehen, am wenigſten unſerem jegigen 
verehrten Präſidenten gegenüber. Ich bin mir aber bewußt, rein obſektiv ge⸗ 


ſprochen zu haben, und mein Wort ſollte nicht dem Miniſterlum, ſondern nur 


der e der neuen Einrichtung gelten, und ich muß dem Abg. Gra⸗ 
fen Wartensleben widerſprechen, welcher annimmt, daß der Präſident nicht 
den gebrauchten Ausdruck, ſondern die ausgeſprochene Anſicht rektificiren 
wollte, da die Landwehr ja noch exiſtire. Ich denke, die 10 905 der letzten 
Zeit haben darüber genügende eee — Präſident Grabow 
erklart, daß ſeine Bemerkung keineswegs ein Ordnungsruf habe fein ſollen. 
— Abg. Dr. Jacoby: Der Herr Finanzminiſter hat Verwahrung eingelegt 

egen meine Aeußerung, das Miniſterium habe die Verfaſſung verletzt. 
Heine Herren, ich will nur bemerken, daß ich Thatſachen zur Begründung 
meiner a 19 1 babe, welche von dem Herrn Miniſter nicht 
widerlegt worden ſind. Ich habe die Gründe für und wider eine Ablehnung 
des ganzen Budgets reiflich überlegt, aber Gründe der Zweckmäßigkeit und 
Klugheit ſollen mich nie verhindern, To zu handeln, wie ich für recht balte. 
Wir ſollen dem Volke mit gutem Beiſpiele vorangehen. — Abg. v. Blan⸗ 
ckenbur 5 Da der Schluß der Diskuſſion mich verhindert hat, auf die Rede 
des Abg. Schulze zu antworten, ſo muß ich erklären, daß ich bei dem Gebrauche 
der Namen Schulze und Müller nicht an den Abg. Schulze gedacht habe. 
Ich Hätte auch gewiß nicht ihn gemeint, wenn ich ſeine Rede gehört hätte, in 
welcher erſich fo mäßig ausgedrückt hat, daß er von denen, welche hinter ihm ſte⸗ 
hen, nächſtens als Reaktionär behandelt werden wird. Auch habe ich die Na⸗ 
men nicht als Vertreter des Bürgerſtandes genannt, den ich für gemäßigt 
und königstreu halte. — Finanzminiſter v. Bodelſchwingb: Der Aus⸗ 
druck des Abg. Dr. Waldeck muß ſich auf das Miniſterium bezogen haben, da 
dieſes die Handhabung der jetzigen Einrichtung angeordnet hat. 

Bei der Abstimmung wird die Negierungsvorlage, für welche ſich nur 
die Konſervativen erheben, abgelehnt und darauf J. 1 des Kommiſſtonsan⸗ 
trages, welcher in der Einnahme 141,271,595 Thaler, in der usgabe 
137,971,741 Thaler, nämlich 131,424,941 Thaler an fortdauernden und 
6,540,800 Thaler an einmaligen und außerordenklichen Ausgaben feſtſtellt, 
mit großer Majorität angenommen. Dagegen ſtimmen die Konſervativen, 
der Miniſter v. Selchow und Abg. Dr. Jacoby. Darauf wird der ganze 
Geſetzentwurf mit allen Stimmen gegen die der Konſervativen und des Mi⸗ 
niſters v. Selhow angenommen. s 

Präſident Grabow: In Betreff der geſchäftlichen Behandlung des fo 
eben 2 Geſetzentwurfs muß ich bemerken, daß im Jahre 1862 

N Rittheilung deſſelben, welche ganz in derſelben Weite erfolgt iſt, wie 
dies durch meine Vorgänger in dieſer Stellung geſchehen ift, dem Hen. Gra⸗ 
fen v. Arnim Gelegenheit gegeben hat, ich auf dieſelbe bei ſeinem Antrage 
die Regierungsvo 00 eme zu ſtützen. Ich babe darin gejagt, daß 
ie e in der Form zuſende, wie ſie aus 

e 


rathungen des Abgeordnetenhauſes hervorgegangen fer, und ich habe 


den Be \ ) . h 
l 901 Zl ammenſtellung der einzelnen Beſchlüſſe zur Kenntnißnahme beige 


fügt. Daraus bar ner Herr Graf v. Arnim gefolgert, daß das Abgeord⸗ 


Grundlage, das Budget, wie es das Abgeordnetenhaus beſchloſſen, nur ein 
Amendement. Ich bin, um eine ähnliche Rune zu vermeiden, der An⸗ 
ſicht, daß ich diesmal dem Herrenhauſe nur das Reſultat der teen 
mung mittheile und die bei einzelnen Gelegenheiten gefaßten Reſolutionen 
nicht erſt der Kritik des Herrenhauſes unterbreite. Das Haus hat das Recht, 
50 e Reſolutionen gleich der Regierung zu überweifen, denn ſonſt könnte der 
all eintreten, daß dieſelben durch Verwerfung des betreffenden Geſetzes 
ganz der Kenntnißnahme der Regierung entzogen werden. Ich habe des⸗ 
halb auch die bei der Berathung des pie gefaßten Reſolutionen ſchon 
der Regierung zugeſtellt. — Nachdem noch die Abgg. Graf Schwerin, Oſter⸗ 
rath, Frhr. v. d. Heydt und Dr. Simſon über 97 15 Gegenſtand geſprochen, 
bemerkt Abg. Frhr. v. Hoverbeck, daß der Miniſter der landwirtbſchaft⸗ 
lichen 1 v. Selchow ſich das Budget ſelbſt verweigert habe. — 
Miniſter v. Selchow: Er habe als Abgeordneter gegen das Budget ge. 
stimmt, weil er es für unmöglich halte, damit zu regieren übrigens geſtehe er 
Niemanden das Recht zu, ihn wegen ſeiner Abſtimmung zu interpelliren. 
Das Haus geht nunmehr zum zweiten Gegenſtande der Tagesordnung, 
dem Geſegzentwurf, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Schiffsmannſchaften 
auf Seeſchiffen über. Der Referent Abg. Roepell verzichtet auf das Wort. 
Abg. Meibauer erinnert daran, daß ſchon früher wiederholt Vor⸗ 
ſchläge gemacht worden ſeien, behufs einer beſſeren Feſiſtellung der Rechte 
und Pflichten der Betheiligten. Er babe zwar dieſes Mal Abſtand genom⸗ 
men von einem Amendement, müſſe aber doch zu bedenken geben, daß das 
Geſetz nicht die nöthige Fürſorge für die Rechte der Schiffs⸗ und Dienſt⸗ 
mannſchaften zu tragen ſcheine, obgleich nicht zu verkennen ſei, daß es Ver⸗ 


beſſerungen in ſich ſchließe. Wiewohl er ihn nur als eine Abſchlagszahlung 


binnehme, werde er dem Geſetzentwurf zuſtimmen. 0 

Zu 8. 1 des Geſetzes hat der Abg. Harkort ein Amendement einge⸗ 
bracht, dabin lautend, S 1 ſolle beginnen: „ein jeder Inländer und Auslän- 
der“. Der e iſt dagegen, weil § 9 zum Theil daſſelbe 
ſage, und auch der Berichterſtatter. Abg. Röpell bittet um Verwerfung 
des Amendements, weil die 3 1,6,9 volltommen genügen, ſowohl für Preu⸗ 
ßen als für Nichtpreußen. Nachdem Abg. Harkort dies ausdrücklich kon⸗ 
ſtatirt hat, werden die SS 1—28 des Geſetzentwurfes unter kurzen Bemer⸗ 
kungen und Entgegnungen ſeitens der Abgg. Harkort, Schmidt (Randow), 
Müller (Anclam) und des Berichterſtatters vom Haufe in der von der Kom⸗ 
miſſion vorgeſchlagenen Faſſung angenommen. Nur 8 29 (die körperliche 
Züchtigung der Schiffsjungen ſeitens des Kapitains betreffend) veranlaßt 
eine längere Diskuſſton, bei welcher der Abg. v. Rönne in einer ſehr ein⸗ 
gehenden Rede ſich gegen die körperliche Züchtigung erklärt. Er macht dar⸗ 
auf aufmerkſam, daß das Daus bei der früheren Berathung dieſes Geſetzes 
die körperliche REN abgeſchafft hat, und daß das Herrenhaus, um doch 
etwas von der Prügelſtrafe zu wabren, den Kapitainen das Recht der väter⸗ 
nan 1 dee der Schiffsjungen Alen en habe und daß die Kommiſ⸗ 
ſion jetzt daſſelbe gethan habe. Der Abg. Faucher ſpricht für den Kom⸗ 
miſſions⸗Antrag, „da die Schiffsjungen doch Prügel bekommen, trotz aller 
unſerer Geſetzentwürfe“. Es ſei daher der von der Ne e vorgeſchlg⸗ 
gene Zuſatz: „väterliche Züchtigung“, ſehr zu 1 
auf dem Schiffe ſei ſeinen Eltern unerreichbar, da t 
taing in anderer Weile zu überlaſſen, als der Handwerkslehrling feinem 
Meiſter. Die ſolidariſche Lebensgefahr auf dem Meere könne übrigens nicht 


verfehlen, ein Band Tea er und der Anhänglichkeit unter ſämmtlichen 


Schiffsgenoſſen zu Schaffen. Er empfehle den Kommiſſions⸗Antrag. — 
der Abg. v. Rönne zur weiteren Begründung feiner entgegen⸗ 


Nachdem noch 
bg. Har⸗ 


ſtehenden Anſicht, desgleichen der Regierungskommiſſar und der A 
kort das Wort verlangt haben, wird 8 29 zur Abſtimmung ge | 
wie ſchließlich der ganze Geſetzentwurf, dem Kommiſſions⸗Antrage gemäß 
angenommen. ; . 
Demnächit macht der Präſident dem Haufe Mittheilung von einem Anz 
trage der Abag. Schulze (Berlin) und v. Carlowitz, dahin lautend: Das Haus 
der Abgeordneten wolle beſchließen: In Erwägung, 1) daß Preußen in Ge⸗ 
meinſchaft mit Oeſtreich am deutſchen Bunde die Erklärung abgegeben habe, 
es werde ſich dem Bundesheſchluſſe vom 14. d. M. widerſetzen, die ſchleswig⸗ 
bolſteiniſche Sache in die eigene Hand nehmen und die Beſetzung Schleswigs 
als europäiſche Großmacht 10 fee 2) daß Preußen mit dieſer Erklärun 
von Deutſchland abfällt und ſeine Großmachtsſtellung re 10 hab 
aben 


Dr. Waldeck: Ich habe nicht die Gewohnheit, den Ordnungsruf 
e 


er Lehrburſche 
er der Zucht des Kapi⸗ H 
Schuld der Wahlkreiſe ſei, welche verhaftete und eines Verbrechens verdäch⸗ 


ſtellt und, ſo 


4 


kann, als das, die Herzogtbümer zum zweiten Male an Dänemark zu über⸗ 
liefern; 4) daß die angedrohte Vergewaltigung den wohlberechtigten Wider⸗ 
ſtand der übrigen deutſchen Staaten und damit den Bürgerkrieg in Deutſch⸗ 


land berausfordert, erklärt das Haus der Abgeordneten, daß es mit allen ihm 


zu Gebote ſtehenden geſetzlichen Mitteln dieſer Politik entgegentreten werde. 


— ‚Der Antrag wird auf Vorſchlag des Abg. v. Carlowitz der Kommiſſion 
für die Berathung der 12 Millionen⸗Anleihe zur ſofortigen mündlichen Be⸗ 
richterſtattung überwieſen. 3 5 2 
Als dritter Gegenſtand ſteht auf der Tagesordnung ein Geſetzentwurf 
der Regierung, betreffend die Abänderung des $. 13 Zuſat 213 des oſtpreu⸗ 
ßiſchen Provinzialrechts, welcher von einem bisher beſtehenden Realzehnten, 
die kleine Kalende genannt, bandelt. Die Kommiſſion empfiehlt Annahme 
des Entwurfs. — Ein Abgeordneter aus Maſuren Ipricht für den Entwurf. 
Derſelbe wäre zwar nach Anſicht des Redners durch Amendements noch zu 
verbeſſern, aber mit Rückſicht auf das Herrenhaus, welches ſolche Amende⸗ 
ments früher verworfen habe, müſſe man von weiteren Verſuchen in dieſer 
Beziehung abſtehen. — Abg. Lette macht einige allgemeine Geſichtspunkte 
geltend, welche bei einer allgemeinen Reform derjenigen Geſetzgebung maß⸗ 
ebend ſein würden, in deren Bereich dieſer Entwurf gehöre. Referent 
Job n (Cabiau) befürwortet die Annahme der Vorlage, die nun unter Vor⸗ 
b ohne Widerſpruch angenommen wird. 2 
Auf der Tagesordnung ftebt zunächſt der Bericht über die, die oftroytrte 
Preßverordnung aufhebende Verordnung vom 21. November 1863. Auf 
Antrag des Abg. Jung wird dieſer Gegenſtand von der Tagesordnung ab⸗ 
gelegt und dafür der Bericht der Kommiſſion über die beantragte FFreilgſſung 
der verbafteten vier polniſchen Mitglieder des Hauſes an die Stelle geſetzt, 
Vor Beginn der Debatte richtet der Referent der Kommiſſion, Abg. 
Simſon, die Frage an den Juſtizminiſter, ob er im Stande ſei anzugeben, 
auf Grund welches F. des Strafgeſetbuchs der Abg. v. Lubienski in Unterſu⸗ 
chung gezogen worden fei- — Der Juſtizminiſter erwidert, daß er in die⸗ 
ſer Beziehung aus eigenem Antriebe eine Anfrage an das Kammergericht 
eſtellt und dieſes darauf geantwortet habe, daß die Unterſuchung gegen den 
bg. v. Lubienski nicht auf Grund des Art. 61 Al. 1, ſondern auf Grund des 
Art. 66 des Strafgeſetzbuchs beſchloſſen worden jei, 

„Die Abga. Graf Cieszkowski und Genoſſen haben zu dem Some 
miſſions⸗Antrage das Amendement geſtellt: „die Freilaſſung ſämmtlicher 
vier Abgeordneten zu verlangen“. Der Antrag wird genügend unterſtützt. 

Abg. Jung (gegen den Kommiſſions⸗Antrag): Wenn das Haus bei 
der Budgetberathung eine Summe findet, die nicht belegt ſei, ſo werde der 
Belag gefordert, erhält das Haus den Belag nicht, fo ſtreicht es den Poſten. 
Analog Ki der vorliegende Fall. Es ſei über die vorliegende Beſchuldigung 
keine Aufklärung gegeben, auch nicht in der geheimen Sitzung. Es ſei des⸗ 
halb eine Konſequenz des früber in dieſer Sache gefaßten Beſchluſſes, daß 
das Haus die Haft der Deputirten als nicht gerechtfertigt erklare. Das In⸗ 
tereſſe der ungehinderten Juſtizverfolgung und das Intereſſe der ungehinder⸗ 
ten Vertretung im Haufe müſſe, wenn beide kollidiren, vom Haufe geprüft 
werden. Das Haus ſei Richter darüber, welches von beiden Intereſſen das 
Vorrecht verdiene, und nicht die Gerichte. In dem früheren Falle, die Abgg. 
Dr. Freſe und Barre betreffend, ſeien vollſtändige Aktenſtücke vorgelegt wor⸗ 
den. Die Schwere des Verbrechens, deſſen die Abgeordneten angeklagt wer⸗ 
den, könne keinen Unterichied machen bei der Beurtheilung nach Art, 84 der 
Verfaſſung. Der Aufichluß ſei zweimal begehrt worden, und ſoweit derſelbe 
gegeben worden, ſpreche er nur für die Annahme des urſprünglichen Antra⸗ 
ges. Der Redner kritiſirt demnächſt die vom Staatsgerichtshofe gegebene 
Antwort. Das Gericht hätte weniſtens die Gründe angeben können, welche 
es bewogen hätten, die Haft anzuordnen: ebenſo hätte wenigſtens der allge⸗ 
meine Theil der Anklage vorgelegt werden können. Es ſcheine aber, als ob 
das Kammergericht dem Haufe einmal feinen Standpunkt habe klar machen 
wollen, und in dieſer Beziebung mache er darauf aufmerkſam, welchen Ein⸗ 
fluß die Jahre lang durch die konſervativen Miniſterien a Ber 
ſetzung der Gerichte auf ihre Zuſammenſetzung gebabt habe. Man habe es 
getadelt, daß Deputirte gewählt worden, die in Haft befindlich ſeien; wenn 
nun die Abgeordneten Waldeck, Temme u. A. wegen Hochverraths verhaftet 
würden, und ihr alter Wahlbezirk möchte ſie wieder wahlen, fo würde man 
Innen, daß dies ein gerechter Proteſt und Schuldigkeit gegen die Berhafteten 
ei. Die verhafteten Polen aber ſeien die Führer einer heiligen Sache des 
polniſchen Voltes, abgeſeben von allen Sympathieen oder Antipathieen gegen 
die polnische Bevölkerung. Er verlange einen ſtärkeren Beweis als den blo · 
ßen Haftbefehl eines Spezialgerichtshofes und ſtimme deshalb für die Frei⸗ 
laſſugg ſämmtlicher vier Abgeordneten. 3 h 

bg. Schollmeyer (für den Kommiſſionsantrag): Die Frage habe 


das Brennende, was ſie ke hatte, verloren. Er wolle ſich nicht auf eine 


eingehende Beurtheilung dieſer Sache einlaſſen und nur bemerken, daß die 
Abgeordneten im Juni v. J. verhaftet und erſt im November gewählt ſeien. 
Es frage ſich, ob das polniſche Nationalintereſſe mit den Intereſſen des preu- 
ßiſchen Abgeordnetenhauſes ſich jo ohne Weiteres identifiziren laſſe. — Nicht 
die Staatsregierung, ſondern die Gerichte des Landes hätten die Unterſu⸗ 
dung zu führen, die Akten zu prüfen, und die Regierung könne daher un⸗ 


Gef ich Thatſachen herbeiſchaffen. Das Gericht aber habe eine detaillirte 
Geſchichtserzählung abgelehnt, weil ſie im Stadium der Vorunterſuchung 


unzuläſſig und unausführbar je. Wenn gejagt worden iſt, daß die Zuſam⸗ 
menſetzung der Gerichte Mißtrauen errege, to müſſe er darauf bemerken, 
daß die alten guten Traditionen des preußiſchen Richterſtandes immer noch 
vorhanden ſeien. Es ſei der Staatsgerichtshof angegriffen; er bekenne, daß 
es ein Unglück ſei, daß der Staatsgerichtshof überhaupt beſtehe, derſelbe jet 
aber keineswegs ad hoc zuſammengeſetzt. Er bitte, einen rubigen und kühlen 
Gebrauch von dem Art. 84 der Verfaſſung zu machen, denn die Gerichte 
hätten noch einen bedeutenden Reſt von Unabhängigkeit behalten. Hinſicht⸗ 
lich des Abg. v. Lubienski bitte er die Gründe für den Antrag in Bezug auf 
den Abg. v. Sulerzucki auch für ihn geltend in machen. — Abg. Wegener 
für die Freilaſſung ſämmtlicher verhafteten Abgeordneten. Den Inhaftirten 
habe man den Ausdruck der Sympathie mit den Leiden ihrer Brüder in Ruß⸗ 
land zum Verbrechen gemacht, wenngleich er und ſeine Geſinnungsgenoſſen 
überzeugt ſeien, daß ſchließlich kein Richter ein Verdammungsurtheil über 
dieſelben werde ausſprechen können. Aufgabe der Volksvertretung ſei es, 
im vorliegenden Falle die Stimme des öffentlichen Gewiſſens zu vertreten 
und von der Regierung zu fordern, daß ſie Recht und Gerechtigkeit gleichmä⸗ 
ßig uber Alle walten laite; dadurch werde der Regierung ſelbſt ein Dienſt er⸗ 
wieſen werden. Man möchte ſein Herz nicht verſchließen den Leiden Polens 
gegenüber und nicht vergeſſen, daß daſſelbe bei dem geſammten Europa 
Theilnahme gefunden habe. — Abg. Metzig für den Kommiſſionsantrag. 
Der oft durch die Unruhe und Heiterkeit des Hauſes unterbrochene Redner 
geht, ſoweit man ihn a FeUN. auf fo weit zurückkiegende, hiſtoriſche 
Vorkommniſſe zurück und ſchweift dergeſtalt ab, daß mehrfach der Ruf: „sur 
Sache!“ laut wird, und der Vicepräſident ihn schließlich ermahnt, nur zur 
Sache zu reden. Als hierauf Redner fortfährt: „Nach dem Vertrage von 1793 
hat Preußen ...“, erhebt ſich allgemeines Gelächter, und unter allſeitiger 
Theilnahmsloſigkeit und wachſender Unruhe ſchließt er mit der Erklärung, 
daß er für den Kommiſſionsantrag ſtimmen werde. 0 

Ein Schlußantrag iſt eingegangen, ehe derſelbe zur Abſtimmung ge⸗ 
langt, meldet ſich zum Wort: . 2 4 

Der Juſtizminiſter Graf zur Lippe: im Intereſſe der Unterſu⸗ 
chung, welche gegen die vier dolniſchen Abgeordneten eröffnet ſei, konne die 
Haft derſelben nicht aufgehoben werden. Geſchähe dies, jo wäre die Gefahr 
einer Kollufion und einer Verdunkelung des Thatheſtandes ſehr groß. Dem 
entgegen mache man nur geltend, daß die Wahlkreiſe ein Recht darauf hätten 
durch diejenigen Männer vertreten zu werden, welche dazu durch das Vertrauen 
des Volkes berufen worden wären. Dem müſſe man aber entgegenhalten, daßes 
tige Männer mit einem Mandat betrauten, wenn ſie in Folge einer ſolchen 
Wahl unvertreten bleiben, Das Verbrechen, wegen deſſen die vier polni⸗ 
ſchen Abgeordneten in Haft gehalten würden, ſei das des Hochverraths und 
nicht nur gegen Art. 61 und 66 des Strafgeſetzbuches ſondern auch gegen 
Art. 1 und 2 der Verfaſſung gerichtet und es ſtehe dieſem Hauſe doch wohl 
wahrlich nicht zu, Für diejenigen einzutreten, welche unter Anklage ſtänden, 
den Beſtand des Staates und der Verfaſſung in Frage zu ſtellen. Wenn 
man verlange, das Kammergericht ſolle die Anklage gegen die vier polnſſchen 
Abgeordneten dieſem Haufe nicht mittbeilen fo müſſe er darauf aufmerkſam 
machen, daß ein ſolches Verlangen den beſtehenden Geſetzen zuwiderlaufen 
und weder er ſelbſt noch dies Haus zu einem ſolchen Verlangen berechtigt ſei. 
Gegen die Angeitfe welche der Abg. Jung gegen das Kammergericht gerich⸗ 
tet, muß der Miniſter auf das nachdrücklichſte Verwahrung einlegen. Das 
Kammergericht ſei wie jedes Gericht in! 
wehe dem, der an dieſe Selbſtſtändigkeit heranzugreifen ſucht (Gelächter). 
Man habe dann endlich in Abrede geſtellt, daß die He 
ten Abgeordneten gegen den preußiſchen Staat gerichtet wären, da ſie nur 


andlungen der verhafte⸗ 


zwei 


Preußen durchaus ſelbſtſtändig und 


gegen Nußland feindlich geweſen. Dieſe Behauptung könne nur auf auo⸗ 
nyme Zutragungen begründet ſein und es ſei dieſes Haus unwürdig, ſich auf 
ſolche anonyme Nachrichten zu ſtützen. f 
Der Schlußantrag wird darauf zurückgewieſen und der Abg. Waldeck 
erhält das Wort gegen den Kommiſſionsantrag. Der Beweis für die Notb⸗ 
wendigkeit, daß die Haft aufrecht erhalten bleibe, müſſe nach Artikel 84 der 
Verfaſſung vom Haufe der Abgeordneten geführt werden, und das ſei nicht 
geſchehen, da eine reelle Auskunft weder vom Juſtizminiſter, noch von dem 
Gerichtshofe zu erlangen geweſen ſei. Die natürliche Konſequenz fordere 
daher, daß das Haus die Freilaſſung ſämmtlicher inhaftirter Abgeordneten 
verlange. Artikel 84 ſetze etwas Anderes voraus, als das bloße Intereſſe 
der Strafrechtspflege, nämlich das Recht des Abgeordneten auf ſeine Stelle; 
daher handle es ſich hier auch gar nicht um einen Konflikt mit dem ammer⸗ 
gerichte, ſondern das Haus handle nur in ſeinem Rechte, wenn es zu prüfen 
verlange, wegen welchen Verbrechens Jemand in Unterſuchung ſei. „Wir 
wollen, wendet der Redner ſich gegen den Juſtizminiſter, die Thatſachen 
wiſſen, und nicht die Strafrechtsparagraphen, unter welche man ſie bringen 
will!“ (Sehr richtig!) Die Beſchuldigung des Hochverraths ſei ſtets ein be⸗ 
quemes Mittel für die Tyrannei 21 00 um Mißliebige zu beſeitigen; dar⸗ 
um haben ſich auch die Engländer zu ſchützen gewußt durch die Geſetzesbe⸗ 
ſtimmung, es bedürfe eines act ouxert zur Erhebung einer Anklage auf Hoch⸗ 
verrath. Eine ſolche offene Thatſache liege aber durchaus nicht vor, denn 
Hochverrath gegen Rußland jet für preußiſche Staatsbürger etwas Unmög⸗ 
liches, ja man könne demjenigen nicht einmal einen Vorwurf machen, der den 
unglücklichen Polen helfe et die unerhörte Barbarei Rußlands, oder der 
auf eine ide Polens ausgehe, wenngleich wir dabei Allem uns 
widerſetzen würden, was Preußen beichädigen könnte. Daß eine große Une 
terſuchung exiſtire, darin liege für das Haus noch durchaus keine Garantie 
für die Exiſtenz der Thatſache; dieſe könnte ſich erſt aus den Unterſuchungs⸗ 
akten ergeben, deren Aae in mehreren Präcedenzfällen vom Hauſe ge⸗ 
fordert und auch erfolgt ſei. Er erinnere daran, wie noch jüngſt im öſtrei⸗ 
chiſchen Reichsrathe die Freilaſſung der galtziſchen Abgeordneten mit Ein⸗ 
ſtimmigkeit beſchloſſen worden, und mit Recht, denn jede Provinz babe das 
Recht, ihre Vertreter zu wählen, und es würde ungerecht ſein, wenn wir die 
kleine Zahl der polniſchen Abgeordneten noch wollten verringern laſſen. Das 
bei finde kein tendenziöjes Verfahren ftatt, ſondern einfach die Ausübung 
eines dem Haufe zuftebenden Rechtes. „Dem Staatsgerichtshofe und ſei⸗ 
nem Geſchöbfe, der Staatsanwaltſchaft, beide Produkte der Reaktion, ſollten 
wir ohne Weiteres glauben, daß hinreichender Grund vorhanden ſei, einem 
Abgeordneten ſeinen Platz vorzuenthalten? Meine Herren, die Geſchichte 
aller Staatsgerichtsböfe iſt mit Blut geſchrieben!“ Redner erinnert bier an 
die engliſche Sternkammer und die Unterſuchungen gegen die unglücklichen 
deuſchen Jünglinge aus den dreißiger Jahren, denen man einſt ihre Agita⸗ 
tionen zu einem offenen, des Kerkers würdigen Unternehmen geſtempelt, weil 
ein Gedankenaustauſch unter ihnen ftattgefunden. Keine andere Regierung 
Bin Sch 1 ae ea ann aus allen dieſen Gründen 
imme er dafür, daß ſämmtliche Angeklagte aus der Ha i 
We 5 u; Alten ai) 5 Haft zu entlaſſen ſeien. 
er Schluß der Debatte wird jetzt angenommen, un = 
skowski erhält Namens der I dee das Wort: Eon 8 Waschen e 
das Haus verſammelt, obne in dieſer wichtigen Frage Beſchluß gefaßt 
haben; in einer Frage, in der es ſich um die Exiſtenz des Hauſes ha . 
Es habe dies auf die Polen, die eine 500 jährige parlamentariſche Praxis 
hätten, einen eigenthümlichen Eindruck gemacht. (Das Haus iſt während 
dieſer Rede ſehr unruhig.“ Der Redner wendet ſich darauf gegen die Aus⸗ 
8 des. Abg. Schollmeyer: Die Sache ſelbſt liege ſehr einfach; das 
Haus könne die Freilaſſung der Abgg. verlangen, wenn nicht erbebliche 
Gründe derſelben ae den Gründe ſeien aber nicht angegeben und 
jo verletze man den juriſtiſchen Grundſatz. Was man behaupte, müſſe man 
auch beweiſen. Dagegen ſeien vielfache erhebliche Verdachtsmomente für ein 
tendenziöſes Verfahren beigebracht worden. Man habe den Gerichtshof an⸗ 


gegriffen und er wolle bemerken, daß der Polizeipräſident v. Bärenſprung 


der spiritus familiarius des Kammergerichts ſei. Derſelbe habe 
itzungen des Unterſuchungs⸗Komites Werden 17 
dieſer v. Bärenſprung? Abg. v. Niegolewski habe darüber intereſſante 
105 ungen gegeben und trozdem habe derſelbe noch eine große Gewalt un 
piele noch immer eine große Rolle. — Es ſei noch 3 

ordneten . zu verſchaffen; es ſei des Prinzips wegen no 
2 ſpät. Das Haus möge die Beſtimmung des Art, 84 der 

endig werden laſſen, damit die Nachkommen daran ein Beiſpiel nehmen und 
die Geſchichte nicht einmal ſagen könne, daß ein Haus, welches gegen den 
un angekämpft, ſich deſſelben ſchuldig gemacht habe. 

Zum Schluſſe bemerkt Referent Dr. Simſon: (Während ſeine 

die bis nach 4½ Uhr dauert, tritt auf der Tribüne ne Burst 
ein, das Büreau des Hauſes wird ſpärlich erleuchtet.) Er wolle nicht vergeſ⸗ 
ſen, daß er hier im Namen der Majorität der Kommiſſion das Wort babe 
und darauf Bezug nehmen, daß er ſeine perſönliche Anſicht neulich bei Gele⸗ 
genheit des Kratzſchen Antrages ausgeſprochen habe. Wenn beute dem 
Votum der Kommiſſion ein Vorwurf daraus gemacht ſei, daß es nur die 
Stimme der Juriſten, nicht von Politikern enthalte, jo möchte er allerdings 
zugeben, daß die Verhandlungen der Kommiſſion ſehr verſchieden in ihrem 
Charakter von denen dieſes Hauſes getoelen ſeien. Die Kommiſſion hade in 
der That ohne jede Sympathie und Antipathie für die polniſche Sache ver⸗ 
handelt, jedes Pathos ſei dort fern geblieben, man habe nur den Punkt im 
Auge gehabt, ob die Vorausſetzungen des Art. 84 hier zutreffend ſeien oder 
nicht. Die Anwendung dieſes Artikels ſei allerdings nicht abhängig von der 
Schwere der in der Unterſuchung befindlichen Anſchuldigung. Gegen die 
Annahme, daß die Konſequenz des vom Haufe acceptirten Kraßſchen Antrags 
die fein müſſe, daß, nachdem jetzt von dem Miniſterium die erwünſchte Aus⸗ 
kunft nicht ertheilt ſei, die Freilaſſung aller vier Abgeordneten erfolgen müſſe, 
glaube er im Namen der Kommiſſion ſich erklären zu dürfen. Une ſolche 
Konſequenz ſei weder in dem Antrage ſelbſt angedeutet, noch in den vor deſſen 
Annahme erfolgten Debatten. Im Intereſſe der Strafrechtspflege liege es, 
nicht ohne zureichenden Grund einzugreifen in das Verfahren der Gerichte 
der ordentlichen wie der außerordentlichen. Deren Unparteilichkeit anzugrei⸗ 
fen, wie es der Abg. Jung gethan, ſei ein ſchweres Unrecht; die Infinuation 
deſſelben Abgeordneten, das Kammergericht habe dieſem Haufe feine Macht 
zeigen und den Art. 84 der Verfaſſung ignoriven wollen, müſſe er mit aller 
Kraft abweiſen. Das Kammergericht habe über das dem Haufe aus Art. 84 
zuſtändige Recht nicht urtheilen wollen und habe es auch nicht gethan. Auf 
die Selbſtſtändigkeit der Gerichte habe man ſich in der verſchiedenſten Weite 
berufen; als es ſich um Einführung der Schwurgerichte gehandelt, habe man 
die Selbſtſtändigkeit der Gerichte als eine Vogelſcheuche behandelt, und in der 
Reaktionszeit ein Eldorado in ihr geſehen. Die Gerichte hätten den Beruf, 
unberechtigte Einreden abzuhalten von oben wie von unten, von der Regierung, 
aber auch von den Kammern. Was die Auslaſſungen des Juſtizminiſters 
angebe, ſo ſei es ihm erſchienen, als habe derſelbe ausgeſprochen, die Regie⸗ 
rung werde, ſelbſt wenn ein Beſchluß dieſes Hauſes die Anfhebung der Haft 
verlangte, dieſem Antrage nicht Folge geben. Er hoffe korrigirt zu werden, 
wenn er den Juſtizminiſter nicht richtig verſtanden habe. Habe er aber richtig 
gebört, jo müſſe er es ausſprechen, daß das Miniſterium ein unzweifelhaftes 
Verfaſſungsrecht dieſes Hauſes brechen würde, wenn es jenen Beſchluß unbe⸗ 
rücksichtigt ließe. Ebenſo müſſe er es als unbegründet zurückweiſen, wenn 
der Juſtizminiſter ſich dahin ausgeſprochen habe, das Haus könne unmöglich 
einen des Hochverraths 18 gen in feiner Mitte dulden. Er boffe viel» 
mehr, daß jedes Mitglied dieſes Hauſes anerkennen werde, daß ein Ange⸗ 
ſchuldigter darum kein Schuldiger ſei, und Niemand einen in dieſem Hauſe 
7 eines gegen ihn erhobenen Verdachtes wegen auszuſchließen ver⸗ 
uchen werde. 

Den uftis min ne erh, daß er nicht gejagt habe, die Stanatsres 
gierung werde einem die Freilaſſung befürwortenden Beſchluſſe ni 
geben, mit dieſer Annahme ſei der Reſerent im en 1 8 75 

Andere perſönliche Bemerkungen, welche folgen, find ohne Intereſſe. 


Bei der Abſtimmung beſchließt das Haus mit großer Majoritä 
die Konſervativen und die Altliberalen dagegen uten, die Fella des 
Abg, v. Sulercycti zu beantragen. Die Abſtimmung über dieſelbe Frage 
in Bezug auf den Abg. v. Nigolewski bleibt zweifelhaft, eine Zählung der 
Stimmen 1 15 133 für und 136 gegen die Freilaſſung. Es erfolgt darauf 
namentliche Abſtimmung, wobei die Freilaſfung mit 135, gegen 133 Stim⸗ 
men beſchloſſen wird. Der Namensaufruf über den Antrag auf Freilaſſung 
des Abg. Dr. Szuman ergiebt 138 Stimmen für die Freilaſſung und 133 
gegen dieſelbe; die Freilaſſung des Abg. v. Lubinski wird mit mae Ma⸗ 
tragt, der Staatsregierung Kenntniß von dem Beſchluß des Hauſes zu geben. 
ortſetzung in der Belage.) 


jorität beſchloſſen wie die des Abg. v. url: und 2850 ident bean⸗ 
[4 
(F 


Was ſei nun 


eit genug, den Abge- 


erfaſſung 2 


* N * = * —— 


| a 8 2 ER ER, 5 f N F r m ER 
14. Montag, Beilage zur Poſener Zeitung. | 18. Januar 1864. 


0 Schluß der Sitzung 5% Uhr. Nächſte Sitzung: Dienſtag 10 Uhr. Ta⸗ — [Der allgemeine Männergefangverein] hatte Fi ; 8 : 5 
4 . a6 J ‚gemeine Män e am verfloſſe⸗J Figur geſtaltete. Herr Hampel (Ha 
gesordnung: Wablprifung, Bericht über den Geſetzentwurf, betreffend die | nen Sonnabend ſeine diesjährige Liedertafel im Logenſaale veranſtaltet, die mit gelen danch ice Sema er gl die beben Eten 2 
Abänderung des Art. 99 der Verfaſſung, Bericht über den Antrag auf Ver⸗ nicht nur ſehr zahlreich bejucht, ſondern im Ganzen glänzender, als die vor⸗ der ſtets tüchtige Herr Franz Bethge, (Beummel) wie auch die ſehr ver⸗ 
fan des des Abg. Dr. Jacobi; Bericht der Juſttzkommiſſſon über das Schrei- | jährige war. Die Feier wurde durch Aufführung mehrerer Pännerchzre wendbare und e Fräulein Ewald (Bifeke) erzielten den verdienten Bei⸗ 
en des Staatsminiſteriums vom 21. November v. J.; Bericht über den An⸗ und verſchiedener Solis eingeleitet. Dann folgte das Abendeſſen, erheitert fall. Fräulein Jerrwitz (Gretchen) geben wir den woblgemeinten Rath 


1 


trag des Abg. v. d. Heydt und Genoſſen. durch mehrere Geſellſchaftsgeſänge, und zum Schluß wurde ein gemüthliches ſich mit Geſang nicht zu befaſſen, und in den nächſten Vor ; 

n a,. | Zängchen arrangirt, welches die Setelichaft bis ſpät in die Nacht in der bei» | Poſſe das Kouplet e dadurch wird ſowobl F 
Lokales und Probin zielles. berſten Stimmung bei einander hielt. ie nur gewinnen. T. 

— Theater.] Sonntag den 17. Januar: Zum erſten Male: „Mo⸗ = Wongrowiß, 16. Januar. [Haftentlaſſung] Der Guts⸗ 


Poſen, 18. Januar. [Eiſenbahn⸗ Unglücksfall] Am derne Vagabonden“, Poſſe mit G Be bei a: Br 1 94 
Sonnabend Nachmittag hat auf der Stargardt⸗Poſener Ciſenbahn in der gaben und B. aßen d fal 3 l . 1 * Ion 11 ie 91 75 Be mare been Verhaftung wir meldeten, Pi ſofort wieder 
Mühe von Arnswalde ein beflagenswerther Unglücksfall ftattgefunden. | fort, das Publikum mit allen in der Theaterweſt erſcheinenden Novitäten ber 


ä ——— ů ů um 


Wie wir hören, iſt an der Lokomotive ein Radreifen geſprungen, wodurch | ann zu machen. San iſt die Peſſe „Bea nedeſlich vom Repertoir Angekommene Fremde. 
di ehe g lelte und von dem Bahndamme 0 1959 den Graben auf BEE ne ſo führte ſie und geſtern, das neueſte Produkt der Berliner Won 18. Januar. 
eſe e entg . I 4 3 Poſſenliteratur „Moderne Vagabonden“, welches in Berlin über hundert | OEHMIG’S HOTEL DE FRANCE. Die Kaufleute Aurig aus Thorn, Aſch aus N 
das freie Feld getrieben wurde, wo fie, etwa achtzig Schritt von der Bahn Auffübrungen erlebte, vor. Gegenwärtig, wo das Feld der Lokalpoſſe dürf- Rawiez und Donath aus Liſſa Heutenant im Sen Inf 
entfernt, liegen blieb. Der Zug dagegen ſtürzte auf der anderen Seite der tig ut, muß das Publikum feine Anſprüche auf innern Werth der Stücke mä⸗ Regiment Nr. 21 v. Waldow aus Landsberg a. W. die Gutsbeſiher 
Bahn hinunter, doch ſoll keiner der Paſſagiere erheblich verletzt ſein, wäh⸗ ßigen und ſich an den ſogenannten Ausſtattungsſtücken genügen laſſen, in de⸗ Waligorsfi aus Roſtworowo und Frau Wieſe aus Sienno. 
CC% ⁰ D;! , , ̃ è/ꝶꝙGC j.. ,Sllndt nd Sure, 
Schaffner ſchwer verwundet wurde. ſenſtiſcke zu werden. Ein ſolches Prognoſtiton glauben wir nach der geſtrl⸗ eroutöbeliger v Braunschweig aus Stolp, die Kaufleute Hermes 
1 Dem Radeckſchen Sinfoniekonzert am Sonnabend, das von gen Vorſtellung auch der obigen Poſſe ſtellen aun innen, Bee der 5% HOTEL 150 Nö. De \ fterantebefiger Seat Wie ons = 1 
mindeſtens 400 Perſonen beſucht war, wird ungetheilte Anerkennung gezollt. rektion in ſplendideſter Weile mit neuen Dekorationen und Koſtümen in Szwantowski aus Gora und v. Koczorowski aus Jaſin dien fl te 
Das Publikum war durch die ſichere und präcihe Ausführung in bobem Seene geſetzt worden iſt. Die Darſtellung ſelbſt ging vor ausverkauftem Arnold aus Danzig und Lorch aus Malz demea 
Grade befriedigt und die folgenden beiden Konzerte werden vorausſichklich] Hauſe in gerundeter Weiſe von Statten, namentlich war Herr Meißner Boson HOTEL DE ROME, Die Kaufleute Ernſt und Lode aus Berlin 
leichen Erfolg daben. — Die Radeckſche Kapelle übt gegenwärtig mit großer (Ratzenberger) wiederum in ſeinem Elemente. Von großer Wirkung war Kirſchner aus Yiegnig, Schober aus Pforzheim 0 8 En En 5 
pi ebung die Sinfonie unſeres Mitbürgers Krug, die am 25. d. M. zur | ſein Kouplet: „Kommen Sie hübſch wieder.“ Aehnliches Lob müſſen wir Frau. Osnabrück und Brude aus Breslau, Frau Justi ralbin Budenburg 
ufführung lommt. [Schön ſpenden, welche die Rolle der „Olympia“ zu einer höchſt intereſſanten aus Berlin, Oberamtmann Walz aus Gora. 8 


Bekanntmachung. 
In unſer Firmenregiſtex iſt unter 
Nr. 103. Kaufmann Joſeph Rothmann 
Gueſen als Inhaber der Firma 
J. Kothnmann 

bierorts . 
zufolge Verfügung vom 8. Januar 1864 am 
16. e. m. eingetragen. 

Gueſen, den 8. Januar 1864. 


Königliches Kreisgericht. 


— Wilbelmsplatz Nr. 16. 

Am vorigen Sonnabend iſt eine ſchwarze 
Damenhaube auf dem Wege von der Halb⸗ 
dorf⸗ nach der Grabenſtraße verloren gegan⸗ 


„e De ginziche Räumung Ep dee Fe eke seen dase e een h 
deutsch a Bo Aa ER ERG 
jo wie Bronzen, Kronen, Figuren, Alfenide⸗Silber, in Beſtecken, che inder dieſe S urch 
Leuchtern und ſouſtigen Taſel⸗Geräthſchaften re. %%% ( 
die Preiſe nochmals um 20 Prozent berabgeſetzt, um o die ſchnelle Räumung des Lagersſin weiblichen Händearbeiten verlangt wird. ach abgeben e 
en er möglich zu machen, worauf ein hochgeehrtes Publikum geneigtens achten wolle; da Als o ert. werden vierteljährlich 15— Für 9 err en | 
> Nothwendſger Verkauf. 1 0 7790 8 auf dem Schloſſe und alle Bequemlichkeiten © 5 
pital von 3 bis 4000 Thlr. daſſelbe Ha übernehmen.. e fle e und Protektion. . u Pariſer Frauen⸗Ste⸗ 
1 — . aller 1 Wilhelmsplatz Nr. ER nee Cie 
ofen, am 2, November 1863. ex „auvtgeſ e T 0 Offerten erbittet man fr. per Adreſſe 48. 46. Aufnabmen een der Natur 
ern] Der Muſiklebrer Kess. Ecke Waſſerſtr., 0 F 5 i 7 
JJ v dee e Dappel 
Nee ene er | = 2. VVV Bemeca: Sa et le Au 
l anz ; 
ms Königl Preuß, Lotterie ⸗ eee 
u: e den “ at, ‚üben, a Ste 7%, 0, Yıs, Vio, ½, i U. ſ. w. verſendet]Poſener Feſtungstbor verloren gegangen. Ab⸗ 


J { d Börf 1 
nferate und Pörſen⸗Nachrichten. 
oder eine Wittwe zu Kindern als Unterhalte⸗ 
” wi! — 7 LE 
der Möbel⸗, Spiegel⸗ und Polſter⸗Waaren, 
chen, weil die Kinder dieſe Sprache durch Un⸗ 
ſollen unwiderruflich bis zum 1. Februar dieſes Jahres geräumt werden. Grund deſſen ſindſdurchaus nothwendig, wohingegen Unterricht 
ird.] Belobnung abgeben zu wollen. 
wohl nicht fo bald eine günſtigere Gelegenheit, wahrhaft ſchöne Sachen für Spottpreiſe zuſ20 Thlr. offerirt, ſo wie beſondere Wohnung 
Auf obige Annonce Bezug nehmend, können Reflektanten mit einem disponiblen Ka-]gleich der Herrſchaft ſelbſt, als auch mütterliche 
Königlichen Kreisgericht zu Poſen, 3 
Bonne find ausgeſchloſſen. reos ope ji i il 
untoeihäftin Wreslan, neue Taſchenſtr. 9. 0 „ neueſte und intereſſanteſte 
Die im Poſener Kreiſe belegenen, dem Baupiaeiett ee >: 2 . 
Drei Erzieherinnen mit 200, 180 und 150 
. 750 * — un 1 0 
ſzynko, abgeſchätzt auf 52,641 Thlr. 28 Sgr. 4. 8. Lehr, gr. Gerberſtr. 40. theils für höhere Beamtenfamilien zu Oftern bilder mit eleg. Apparat in Maha ⸗ 
am 13. Juni 1864 Enn Spiitustaß von 353 Auge Jae Juſammen nur Thlr. 4. 
Der dend Aufenthalte nach unbekannte Päch⸗ men, zu P. . i Loos Antheile zur 2. Kl. 129. Lotterie 0, Cbauſſe im Dorfe Jerzyce oder kurz vor dem L Strauss jr 
* * ewes, am billigſten zuliefern an das Dominium Desseradi bei. 5 2 1 > 
biger, welche 1 — == aus dem Hy⸗ vorm. J. Hastu, Markt Nr. 67. A. Cartellieri Pinne gegen angemeſſene Belohnung. lin Bockenheim. Frankfurt a. M 


ubuche nicht erſichtlichen Realforderung sr in Stettir r 
Befriedi a = Die, ö ge. 

e Befriedigung, aus den Kaufgeldern ſu⸗ { N) — FF 1 FRRRRERIERESEN N | ee 17 2 
En, Gaben ich mit hren Anſprüchen bei und algalılı Cine Wohnung von Stuben, Küche, Seller, DER | ensuicher W Th en dee Ke 


. ! on 3 Holzaelaß, ein großer Garten, iſt vom 1. April 5 R : ntlich i 
un. e- en e hieſt em lö⸗ un d M eh | = S u cke, Hef ab tal, vermiethen St. Mae. PERSCENLICHE 3 "ackiiächenuktänden etc. etc. 
5 Ve derne Geſchüfts⸗ Sackdrilliche in allen Breiten, Niere eignen ſich zum Kaffee ⸗Eta⸗ 2 Herausgegeben von Laurentius in Leipzig. 27, Auflage 


uttbeilung üt es mie unmöglich gemacht, Biel Pferde⸗ und Schlafdecken, Eine möblirte Stube nebſt Kam⸗ hildungen in ain -- Dieses Nee beende u 


{ öglid R bildungen in Stahlstich — Dieses Buch, besonders nützlich 
27. Auflage. Sa - ' \ 
an der Gerichtöinge auch Winue empfiehlt mer iſt Graben Nr. 38 zum 1. Februar ad. De r Te en 


x In Umfchlag verfiegelt.) inempfohle 5 4 ; 
N 1 1 0 5 — g ver ſtegelt.anempfohlen, und ist fortwährend in allen namhaften Bachhand- 
as Duſznit fal 1 — — — reſp. R ob ert 8 chmi d zu vermiethen. i lungen vorräthig. (Ausserdem bei dem Verfasser, Hohestrasse Nr. 26 in Leipzig. 
3 den 9. Januar 1861. Die vom Herrn Doktor Hartmann inne- 27. Aufl. aa ne 8 8 = * = w 24 kr. 
fönigl. 9 D habende Wohnung iſt zum 1. April c. z „ N „ Da neuerdings ‚wieder unter ähnlich lautenden 
Der tönigl. eee 3 vorm. Anton Schmidt, miethen. Naäberes B 2 5 Titel fehlerhafte Auszüge und Nachahmungen dieses Buches (die übrigens an an 
N Markt Nr. 63. N i 


— er Ein moͤblirtes Parterrezi ift ſofortoder [geringeren Umfange schon zu erkennen sind), in Öffentlichen Blättern ausgeboten werden, 
Flügel, Wagen: und Betten n mietben Dalbdoriite. 20. 
Lairitz ſches Waldwollöl, 


Auktion. 
gegen Froſtſchäden bewährt, empfiehlt 


vom 1. Febr. zu vermiet > Bi so wolle der Käufer, um sich vor Täuschung zu wahren, das von Laurentius heraus- 
e den. Balbboriitr. 29. _ gegebene Werk bestellen und bei Empfang darauf sehen, dass es mit dessen vollen Na- 
Im Auftrage Ir — 8. Jae 
bier werde ich Freitag den Ia 
8 ugen Werner, 
Friedrichsſtraße 29, 


Ein elegant möblirtes Zimmer [menssiegel versiegelt ist. Ausserdem ist es das Aechte nicht. 
uuar c. Vormittags von 10 Uhr ab in dem 
8 der Lairitz'ſchen 


iſt Sapiehaplatz Nr. 3, Parterre, zum — 
Auktionslokale Magazinſtr. 1, 80 
einen guten Poliſander⸗Flügel, aldwollwaaren⸗Fabrit in Remda 


ür die Privat⸗Mädche zu Flatow it Tanz bis auf Weiteres verſchoben. g i 
Für die Privat⸗Mädchenſchule zu Flatowſtung mit Tanz eiteres verſchoben. [Krankenlager meine liebe Frau Pauline, geb. 
wird eine gut qualif. Lebrerin geſucht. Antritt. Poſen, ben e Gralow. 8 
der Stelle: ſpäteſtens 1. März. Jährl. Ge Die Kaſino⸗ Direktion. . Dies zeigt tief betrübt allen Verwandten 
Baß 350 eg Bewerbungen an 735 e e 170 Freunden ftatt a e Meldung 
Beifügung der Zeugniſſe unter Adr. des Kr.] er en 8 Auguſt Laging. 
Ger. Nendanten Kretschmer in Fla⸗ 1 ee wenden und renn. 5 Steuſzewk Tin, 5 
tow bis 1. Februar erbeten. den aufs Herzlichſte & euſzewko, am 14. Januar 1864, 


Ein verheiratheter Gürtner 5 we Sen och, Alezauder. 4 Am 17. d. Mts. früb um 7 Uhr entichlief 


Umvorbergefebener Umftände halber wird die] Heute früh 6%, Uhr entſchlief ſanft und 
. au den r ee angefepte Hbenbunterbal-|rubig, nach ren ren 

einen ganz verdeckten leichten Kutſch⸗ am Thüringer Walde. 

wagen auf Druckfedern, 


Alte Schiebelampen werden mit Patent-Spar- Ra er 


einen ee eee brennern versehen, dadurch wie neu, 


eine Partie Betten und einen großen 


Re >= 5 ſanft im Herrn unſer inni i 
Bettkaften . 90 N Sſiſt in OAswatkormwo ſeither noch nicht ans ® Pofen, den 17. Januar 1864. 2 Bender * re AA 
öffentlich meiſtbietend gegen gleich baare Zah⸗ & benommen und wird daber geſucht, Die Stelle Pere 8 ass b ven am Schlagfluß, 
lung verſteigern. PR 5 |ivägt außer der Tanz me don Ihſt and de.] Durch Gottes Barmherzigkeit it meine Li Die Beerdigung findet am 20 d. M. Nach. 
Zobel, gerichtlicher Auktionator. lmüſegärten (Y der Einnahme) 40 Thlr. feſtes 8 > be te Ab d 90% libre eit ut meine Liebe) mittags um 3%, Aer vom Trauerbaufe, Bres⸗ 
ne MS |Schalt und das nötbige Depulat. Reftekanten Fran babe Abend c anden don einem geſun⸗Jlaerſtraße Nr. 39, aus, Statt > | 
de den biz perönth, We Seek, den 17. Sum 1864 Bere, den e Jana le 
Sau das Dom. CAmwalkowo bei Wie Stoll, Superintende ake, Prov Steuerſekretür 
6 Slrzoce. . Stoll,, Superintendent. böſt Fra ‚ 
ſchlag, Preis, Anzahlung, Stand der Hypo- r IS Die Entbindung meiner lieben Frau von nebft Frau und Kindern. 
thefen, Angabe der Gebäude in ar n 8 or ei Kate ge > a einem gefunden Knaben beehre ich mich ftatt St . 
dieſer Zeitung mieberlegen zu wollen unter der eh wit der Du rim ang in bes dre Meldung dierdurch anzuzeigen. 8 adttheater ın Pofen. 
. an, N ortatowo, den 16, Januar 1864, Monta ur Feier des 28jährigen 


Chiffre . 2 , 

 nterbänbier werden verbeten. Diskretionf Glas un 
augefichert. _ _  ___ 

Ein zweiſtöckiges maſſives Wohnhaus mit 
Garten, Nr. 48/49 in der Stadt Mogilno, 
welches ſich zu einem Hotel oder Anlegung 
eines Handelsgeſchüfts eignet, iſt aus freier 

and, ohne eg eines Dritten, zu ver 
aufen. Näberes bei der Eigenthümerin in 
Poſen, Breslauerſtraße Nr. 22. 


Rieſen⸗Runkelrüben⸗Samen 


von anerkannt guter Gattung (gelber Pohlſcher) 
à Scheffel 5 Thlr., à Metze 10 Sgr. verkauft 
Carl Heinze in Klecko. 


1 7 F EC Dichter: Jubiläums von Moderdch 
ſerſtraße 6, zwei Treppen boch. hoe Heute früh 17, Uhr wurde meine liebe Frauf[ Nerseaiw neu einſtudirt: Doktor Wespe. 
2 - —— von einem Knaben glücklich entbunden. Original⸗Luſtſpiel in 5 Akten von Benedix. 
g ‚Offene Stelle. Der Besitzer] Napachanie, 17. Januar 1864. er Ertrag der heutigen Ein⸗ 
ee we eee eee Fran. . Ni, Deere bfr Hegg f ea 
ätigen, umsiohn gen auch sicheren] Die am 16. d. Mis. Nachmittags 4 Uhr er-] Dienſtag: Erſtes Auftreten der dramati 
Yacnhäfıs 7 r “2 HR h h — 5 > Mm J 
a ai e e Bere Date 167 . 5 E Ber 3 rl. al Köln 4 en 
l an Por be Frau e von einem geſunden, kräftigenſnefiz für Herrn Don Juan : 
muss it schrichenAceen verraten Kran Be mi, Sram und De |Brs Reitene @aft. Orote Ope 13 Kr 
s h 0 3 annten hierdurch anzuzeigen. ten von Mozart. eletzung: — 
> verstehen, braucht aber sonstige Each] Jerzykowo, den 18. Januar 1864. k. Heller; Donna Auna . öl Nez 8, 
enntniss nicht zu e Stellung ist Jaensch: lvira — Frau Ilges; Zerline — 2 
bunden. auch für einen verheiratheten Mann], Die Dee früh Fund erfigte gg En | a0, Dan = neee 
auskömmlich. Auftrag: ö bindung ſeiner lieben Frau Spltippine geb.] Hr. Schön; Komthur — Hr. Thümmel; Maſ⸗ 
A. Goeisch & Co. in Merlin, [Pareg von einem unteren Knaben zeigt er ſetto — Hr. Kühn. 8 
?  Igebenft an H. Koch, kal. Bauratb. Mittwoch zum 2. Male: Moderne Vaga⸗ 


Friedrichsstrasse 33. H. lug · 


— licht 
F 
hell und klar brennend, a di, Sgr., 


2 12 Pac für 2 Thlr. 22 


J. Blumenthal, 


Krämerftrafie 15, 


* 


5 Mittwoch 


den 20. Januar vis-A-vis der neuen Brothalle. Neue Grünstrasse 43. ofen, den 18.9 1864. ande Basis ö 
ſteht S Täglich friſche Auſtern Ein bedeutendes Weingeſchäft in Ham 1 und „ n At 
| ein friſcher Transport bei Carl Schipmann ai Sei 585 einen ad Tan Heute Morgen Y7 Uhr ſtarb nach ende Ehren Te 
i d i ſchoſſ d Rebhüh⸗]Neiſenden, namentlich für den preußiſchen eute 4 amberts Salon. g 
Netzbrucher Kühe und Kälber | Friſch geſchoſſene Rehe, Hafen und Nebbüb Mittwoch um 7 Ubr Salonkonzert. 


kurzem aber ſchweren Leiden der Kauf⸗ 
mann Herr Wilbelnn Ernſt Anderſch. 
Dies zeigen tiefbetrübt ſtatt jeder beſon⸗ 
dern Meldung an 5 

die Hinterbliebenen. 
Poſen, den 18. Januar 1864. 


HRadeck. 
Dienſtag, den 19. Jan. fr. Wurſt mit Sauer⸗ 
tobl, wozu erg. einl. J. Flegel, Friedrichsſtr. 32. 


„Dienſtag, den 19. Jan. c. Erbſen und Poötel⸗ 
fleiſch bei K. Kuttner, kl. Gerberſir 25 . 
1 f Re 2 


tgat. N 
Nur ſolche Reflektanten, welche bereits in 
dieſem Fache Kenntniſſe beſizen, belieben ihre 
Adreſſe ſignirt K. K. f 34 unter Beifü⸗ 
gung ihrer Referenzen an die Herren Zee 
senstein 2 ogler in Hamburg 
franco einzuliefern. 


am Verkauf in Keiler's Hotel zum engl. ner bei Teidor Busch. 
of. . 


„ Hamann, Viebbändler. Fu ſanen 


Eine guterhaltene Hechſelmaſchine Malt⸗ f 
bag ehhrartion) ft billig bei mir zum Beriauf empfiehlt 


Berta u a | J. N. Leltgeber. 


Ur 


Poſener Marktbericht vom 18. Januar 1864. Produkten = Börfe. 
TP... x TETTTE] EB ET Berlin, 16. Januar. Wind: SSO. Barometer: 28". Thermo- 


meter: früh 12° —. Witterung: bell, windig, ſtrenger Froſt. ; 
Roggen war an heutigem Markte weniger reichlich angeboten und eine 


en, Scheffel 


iner Wei 16 Metzen 31 2| 1 J ſchwache Beſſerung der Preiſe bat ſich unter mäßigem Handel Eingang zu 
el. We en iu % 5 7 2 5 1 — 1 | 26 | 6 | verſchaffen gewußt. Im Effektivgeſchaft keine Aenderung, mehr als aus⸗ 
Ordinärer Weizen 1290 1 22 6 reichende Offerten, aber wenig Neigung auf ſchlechtere Gebote einzugehen, 
Roggen, ſchwere Sorte 1 7 6819 — l daher böchſt ſchwerfälliger Handel. f 
Roggen, leichte Sorte 15 — 163 it öl beinahe geichätt8los. Forderungen etwas höber und feſt, Kauf⸗ 
roße Öerfte. - 1 2 61 6) 3 | Guft beichränft und nicht geneigt beſſere Preiſe zu bewilligen. 
leine te - 1244128 Spiritus gut behauptet bei feſter Stimmung, aber kleinem Umſatz. 
r — 23 —— 24 — | Gekündigt 10,000 Quart. 
o 1110 [1 u 8 Weizen; ohne Umſatz. 
1 — 7 er ee 1178611684 9 Hafer: loko und Termine geſchäftslos. N 
interrübſen, Scheffel zu 16 Megen u ee Fra Ya At) Ban Weizen (p. 2100 Pfd.) loko 50 a 58 Rt. nach Qualitat. g 
inter pe > e Noggen (p. 2000 Pfd.) loko exquiſit 868 a 364 Rt. ab Bahn bz., fein. 
Sommerrübſen — — —— — 2 | 81/82pfd. 36 Rt. ab Bahn bz., mit Geruch 354 Rt. frei Haus bz., Jan. 35 
Sommerras. — — —[— 2 [8355835 Rt. bz. u. Gd., 354 Br., Yan.» Febr. 344 a 35 bz. u. Br., 345 
uch wegen 1 13 9 1 15 — | SH, Febr. März do., Frühjahr 35 a 354 a 35 bz., Br. u. Gd., MaisJunt 
CCC — F 1 35436 a 35} bz, Br. u. Gd., Juni⸗ Juli 361 a 365 a 364 bz. u. Gd., 37 
Butter, 1 Faß (4 Berliner Qugrt) . . 2 15 — ] 2 25 — [ Br., Juli⸗Auguſt 353 bz. b 
Rother Klee, per Centner 100 Pfd. Z. G. = — —— — — Gerſte (p. 1750 Pfd.) große 30 a 34 Nt., kleine do. 
Weißer Klee ito F Hafer (p. 1200 Pfd.) loko 22 u 23 Rt. nach Qualität, Jan. 21} Rt. 
Ken per 100 Pfund Bollgewicht . — — —— — — | nominell, Jan.⸗ Febr. do, Frühjahr 221 bz., Mai⸗Juni 23 Rt. nominell, 
troh, per 100 Pfund Zollgewicht — — —[— — — [Juni ⸗Juli 23% bz., Juli⸗Aug. 234 Rt. nominell. 
Rüböl, per Centner zu 100 Pfund Z. G. 1 — — — ll —q4 Erbſen (p. 25 Schfft.) Fa ine a dir 5 er 
i a iſſion. interraps 83 a 85 Rt. Winterrübſen & 
. . Nüpöl 5. 100 Pfd. ohne Faß) loko flüſſiges 114 Rt. Br., gefrorenes 
Spiritus, pr. 100 Quart, & 80 „% Tralles 114 Rt. b3., Jan. 114 a 114 bz. u. Br., 114 Gd., Jan.⸗Febr. 118 ba., Febr. 
am 16. Januar 1864. . 1234275 5 — 13 . 2 80. März do., April⸗Mai 114 bz. u. Br., 114 Gd., Mai⸗Juni 11¼ bz. u. 
8 eo an 281 5 re 13 314 f Gd., 114 Br, ‚Salbe. 8 115 Br. 
i = iſſi Feſtſtellung der Spirituspreiſe. Leinöl loko 133 Rt. Br. 
n 8 . 5 ? r Spiritus 46800 0 loko Dune Bas an a 557 
88 Br a 14% & 144 bz., Br. u. Gd., Yan,» Febr. do., Febr.⸗März 14¼ & a 
Kaufmännifche Wereinigung zu Polen. DEE Gd Bl Mal 149 a 143 a 14 bj. u. Gd. 148 
Geſchäftsverſammlung vom 18. Januar 1864. 75 Int 5 a 11 085 Bel: — — ten Br., 145 Gd., Juli⸗ 
Fonds. Poſener 4% neue Pfandbriefe 94 Br. do. Nentenbriefe 944 ee Wir n otiren: 8 1 0 70 0. 81 2 30, 0. u. 1. 81 8 83 
Br., Fee e Sof. 914 Gd., polniſche Banknoten 853 Gd. Rt., Roggenmehl 0. 3a 23, 0. und 1. 2. u 21 Rt. . 
Roggen höher, p. Jan. 294 Br., 29 Gd., Jan.⸗Febr. 294 Br., 29 Stettin 16.3 . Wetter: et go g end 
Ma arz⸗ April 90: ; „ 16. Januar. Wetter; klare Luft. — 8 R. Wind: NO. 
Ge, Fc. Mid 29} Pr, 3 Ob, März: April 291 Br.] Gd. Frübjabr Weizen matt, lofo p. 85pfd. gelber 52— 545 Rt. bz., 83/8 pfd. gelber 


5 e e ee 9 „Jan. 133 Br., Yan. Febr. 54 Br., Frühjahr 56, 553, 1 bz, 56 Br. u. Gd. Mai⸗Juni 


b 12% 1 05 Os, Mana Dr. 3 Gd., April 187% Br., | 57, 868 bi. iſcher Börf 
„Hoi. B. 088 f K x „r., Roggen matt, p. 2000pfd. loko 33;— 4 Rt. bz., Jau. u. Yan.= Febr. Telegr er Börſenbericht. 
ö 85. Di 33" Be. 1 Gb. Nun L r. & a. Dt 1 Cop. seh Jain J ber Frubjahr 34, 381 Di. u, Gd. Na Hamburg, 16 Ge 0 [ben De von 5 die geſtrigen 
3 Juni 348, bz. Juni Juli end . und heutigen Frühjabrsverfäufe ab dänischen Inſeln circa 5 bis 6000 Tone 
Pörſen⸗Teſegramme. 8 A — 5 5 p. 70pfd. 303-31 Rt. bz. nen ſind Deckungsverkäuſe, meiſtens zu 93 Schilling. Oel Mai 940, 
Berlin, den 18. Januar 1864. (Wolffs telegr. Büreau.) Dafer ohne map, Oktober 24. Kaffee: Die Niodeveſche bat eine ſeſtere Haltung der Kaffee 
v. 16. Mot. v. 16. Heutiger Landmarkt: A Inhaber verurſacht; Umfätze beſchränkt. Zink ohne Umſatz. 
Bonn; mine % Lolo 11 114 Weizen Noggen Gerſte Hafer Erbſen — — 
5 We 35 86 me 110 11 50—55 32—35 8—30 22—24 36—39. Waſſerſtand der Warthe 
Be 34 34 She alte IM 11 115 Heu 17120 Sgr. Stroh 6— Rt. Kartoffeln 15—16 Sor. — { . 
Zei: 2 re 35 35 [Fondsbörfe: flau. > u. unverändert, 1 10 Rt. Br., 3 bz., April⸗Mai 111 Br., Poſen, am 1 1 Januar 1864 Vormittags 8 1292 Fuß 2 Zoll. 
r dſcheir 11 Gd., Septbr.⸗Oktbr. 111 Br., . P a u 
et feſt. 144 | 14 Neue Nee , ‚er . Spiritus wenig verändert, loko ohne Faß 131% Rt. bz., Ban.gebr. | 
n 14½ 14%] Pfandbriefe... 93 | 93 | 134 Gd. Febr März 144, 4 bz, Frübjabr 144%, & bj, 1 Br. u. Gd. ( Telegramm.) $fondon, 18. Jauuat. Mach der heu- 
Ka 1 3 4 4 „ 1% 144 Wola Banknoten 86 F 181 Nit. Br. p. Scptbr.⸗ Ottbr. 13 Rt. bi. tigen „Morning-Poſt“ haben Geſtreich und Preußen in Kopenhagen 
— ee 8 Pfeffer Singapore 124 Mt. trans. bB. Off. dta): das Ultimatum betreſſs fofortiger Bücknahme der Novemberperfaſ⸗ 
Stettin, den 18. Januar 1864. Marcuse & Maass.) ee u N 16. genug. Ta epd eb 1155 Sroft, feu fung überreicht; widrigenfalls die Geſandten abreiſen und weiter 
N Not. v. 16. tot. v. 10. e. Barometer: 28“ 5°. Der Ge erkehr blieb am heutigen firege riſfen würden. Term " 
Weizen, flau. K Mai⸗ Juni 344 En Markte bei vorberrſchend matter Stimmung belanglos. + f Mafregeln erg werden x Per in des Ultimatum 
r 544 | 544 [Nübök, ſtille. Weizen war wenig beachtet, wir notiven : p. 84pfd- weiß. ſchleſ. 52— | Läuft heute ab. Dänemark würde zunerlöffig die anmapende For- 
N 51 | 545 | Januar⸗ Februar.. 108 103 f 67 Sgr., gelb. 52—60 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bz. derung ablehnen, und ein diplomatiſcher Pruch ſtehe fomit bevor 
übiahr . 555 56 | Avril⸗Mai .. 11 11 Ro ggen bemerkenswerthe Frage, p. 84pfd. mit 33—42 Sgr. bz. g r * 
5 gen, unverändert. Spiritus, menden, 1 Ni Mie umgeſetzt, b- 38 30—34 Sgr., feinſte bis 38 Sar un a — — 5 er ebe, gegenüber 
Okſo 33% | nmuae afer ſtille, p. .27— r. en gebrochenen Berp ungen möglicherweiſe zu en chiedener Hal- N 
E 33 küblabt 02 1 | 10 Kocherbſen ſtarkofferirt, 48—50 Sgr., Sutter: 44— 46 Sgr. p. 90pfd. 
Eben. 34 ai⸗J uni 144 14 Sen galiz. 56-60 Sor, ſchleſ. 65—72 Sor. p. Son. tung Behufs Schutzes der Traktate genöthigt fein, 
5 een Ansländifce Fonds. A ist : Kr ditbt. 4 70 8 Jets Berl.-Stet. III. Em. 4 93 B (Starg.-PoſenII Em 4 981 B ET Stargard⸗Poſen 34 98 G 
N 3 Oeſtr. Metalligues 5 | 604 bz 5 ee 2 Bunt 4 100 do. 8 | 997 bz 25 * Em. ni ur büringer Fun 7 
5 8 is „Fr. — — unge 
Dees .. , 7 | ol, Gier mad Bapinga: 
in, den 16. J 1864 do. i 5 el. 73 vi oldau. Land. Bk. 4 31 bz Cöln⸗Minden 44101 bz do Ser. 4 97 bz Sriedrichsd or — 1133 & 
Berlin, den 16. Januar 1864. 5 Looſe( 1860) 5 Ri 65 Der do. 4 101 B do. II. En 2 8 do. IV. Ser. 44 101 b5 Sant e et 55 00 
Italien! tr. Kredit⸗ do. 5 743-6 b do. — 
Hamme. (e a9 80° ei z 115 Rue d. 8. 95 do. II Gf, 80 858 een an, . Ma 
Rasen 6. o. 5 G Poſener Prov. Bank 4 91 o. den 2 G : N 
3 7 5 „Em. 4 893 b Aahen-Maftricht 4 | 254 B old pr. Z. Pfd. f. — Imp. 459 b 
B ke 2185 51 104 05 Nause nl. 6 |88 en ® Bin Ba 1 107 B Sof. Ebert, W st 8 Amſterd. Ned. 4 11015 G Dollars — 1. 11 > 
0. 50, 52 konv. 4 | 94} 05 ee do. do. Gertific.44 1014 B do. ill Em. Af 97 8 Berg. Märk. Lt. A. 4 1045 bz Sith. pr. Z. Pfd. f. — 29. W G 
do. 54, 55, 57, 59 4) 100. 6z 8 Aer do. do. (Henle) 4 105 & Magdeb. Halberft. 45 1005 © Berlin-Anbalt 4 1478 br Such. Raff 1 99; ö 
b. 4856 4100 0 8 Sie. Bauverein 4 | 99 B Magdeb. Wittenb. 4 100 & Berlin Hamburg 4 119 G Fremde Roten — 
do. 18534 951 B (isse, Gert A 300815 901 b Thüring. Bank 4 est etw bz u GMosco-Rjäfan S.g. 5 | 844 bz Berl. Potsd. Magd. 4 178 bz 20. (eint in Leipz) — 89 dd 
am. St. Anl. 1955 3) 120 bz [94 ville do. B. 200 Fl. — 3 Bereinshnt, Hamb. 4 1025 G Miederſchleſ. Maͤrk. 4 | 954 B Berlin-Stettin 4 129 bz u eſtr. Banknoten — 82 8 
taats-Schuldſch. 3} 884 bz ſdbr. n. l. SR. 4 79 bz Weimar. Bank 4 86 Kl oz do. cond. 4 35 B Böbm. Weitbahn 5 | 634 oln. Banfbillets — 86 
Kur- u eum. Schldd 3 Pen = Part. B. 500 l. 4 sch & do. conv. III. Sera 94 B en — a 15 u B e. de. Set u © 
. | D 88 . . nn et 1 e . 
ou 411004 & here 2 Peioeitäte- Obligationen, Ines eb. 05t © GöinDtinden 33 167 8 3 
do. do 31 873 bz Neue Bad. fl. 80 — 29 3 Aachen⸗Düſseldorf 4 90 8 Rordb,, ar. 4 — — Coſ. Sderb. (Wich) 4 493 bs 
Berl. Börſenh. Obl. 5 11085 bz mae u. Mn G (p. St)] do. 15 Em. | — — are ea in dp. 2 Es 50 ET 
re | 44 99 5 fände den uf 49} Ne. Aa 9, Masuch ri ER de. ie e Eudwigshaf. Verb. 4 137 
Oſtpreußiſche 34 84 B 8 d Kredi 15 I Ga 62 G do. Lit. D. 4 94 © Magded. Halderſt. 4 12775 G 
r . 
3 b eine. een JAA 98 0, itt. F. i . e o rA 
3 Pe. ue ( 88 8 Berl. Kuſſenperein 4 114 © be. Ill.. K E 0 8 Oeſte. Fran. St s 8 _  |Maingeäubwigeh. 4 1184 dz Anſtrd. 250 fl. 101. 3 141g G 
2 Poſenſche 14. —.— Berl. Handels-Geſ. 4 103 bz do. Lit. B. 35 793 G Sete fl. taatsb. 3 251 bz u B [Mecklenburger 4 61 bz u G do. 2 M. 3 1405 © 
do. 31 954 G Braunſchwg. Bank- 4 64 etw bz u G] do. IV. Ser. 4 961 V. 955 bzJPr. Wilh. I. Ser. 5 — — Münſter⸗Hammer 4 95 ( Hamb. 300 Mk. ST. 3 1513 03 
=) do. neue 4. 93} b Bremer do. 4 103 G do. Düſſeld. Elberf.4 — — do. II. Ser. 5 — — Niederſchleſ. Märk. 4 | 94} o do. do. 2 M. 3 1508 b 
* Schleſiſche 33 92 2 Coburger Kredit⸗do. 4 90 do. II. Em. 441 5 — kiederſchl. Zweigb. 4 60 London ftr. 38M. | 6 180 53 
do. B. garant. 3 — — Danzig. Priv. Br. 1 | 98 etw bz III. S. (Dm. Sdeſt a 90 2 N Pr. Obl. 4 — — Nordb., Frd. Wilh. 4 555 Anf etw-55bſParis 300 2M. 4 1783 b 
Weſtpreußiſche 31 84 G Darmfladter Kred. 4 | 324 Mehr bz 0 er. 4 — — do. v. Staat garant. 33 85 5 berſchl. Lt. X. u. C. 31 145.444 bz ien 150 fl. 8 T. — 825 bz 
do 4 94 by do. Zettel⸗Bank 4 100 & Berlin⸗Anhalt 4 96 © do. Prior. Obl. 45 96 G O anz. Staat. 5 Beh b3 do. do. 2 M. 5 818 dz 
do. neue 492 dz Deſſauer Kredit⸗B. 4 7 Mehr dz do 4400 G do. 1862 96 bz eſt.ſdl. StB (Lom) 136 T-36-1 bz Augsb. 100 2M. 2 56. 20 G 
Kur-u Neumärk 4197 bz Deſſauer Landesbk. 4 30 B Berlin-Hambur, 4 99 G do. v. Staat garant. 41 — — p eln. Tarnowi 4 558 bz ankf. 100 fl. 2M. 2 56. 22 vz 
2 (Pommerſche 4 97 bz Disk. Komm. Anth. 4 94 bz u B do. U Gi — Rhein ⸗Nahe v. St. g. 48 98} bz De ilh. (Steel⸗V)ſ4 — — 18100 lle. 997 G 
= Wofenihe 4 84 G Genfer Kreditbank 4 461-1 15 Berl. Potsd. Mg. K. 4 953 © do. II. Eni. ost b3 8 e 1 94 br do. do. 2 M. 43 99 G 
reußiſche 4 96 G Geraer Bank 4 G do. Litt. B. 4 96 G Ruhrort-Crefeld 44 — — do. Stamm-Pr. 4 11044 G Petersb. 100 R.3W 4 958 bz 
& hein Wet. 4 97 8 Gothaer Privat do. | 89 B do. Litt. C. 4 944 8 do. II. Ser. 4 — — 3 n 1 25 b do. do. 3 M. 6 935 bz 
8 & ſiſcghe 4 87 & gannoverige do. 9 8 Berlin-Stettin 11 do. AI. Ser. 44 965 8 Rubrort-Grefeld 34/95 Brem. 100 Tir 8. 43 1094 b 
Schleſiſche 4975 bz oͤnigsb. Privatbk. 4 do. x 4 93 B Stargard⸗Poſen 44 — — Ruſſ. Eiſenbahnen 5 106 8 Warſchau 90R̃.8 T. 5 857 bz v. 


995 G 0 0 r 1 
0 Der Kursſtand erhielt ſich uber dem geſtrigen. Der Börſenſchluß war Lure 8 n 50 — vor 2 Uhr die meiſten Plätze verlaſſen waren. 


i l J. Luxemburger 
„ Disk.⸗Komm.⸗Anth. —. Oeſtr. Kredit⸗ 74. Oeſtr. 1860 764-3 bz u ©. | ditdank 107. 3% Spanier 503. 1% Spanier 465. Span. Kreditb. Pereira —. Span. Kreditb. v. Rot 
0 „elan, eee 94 . l dito Beit lan Loose 534. Sadie Looſe 53. 5% Metalliques 58 f. 44%, Metalliques 51. 185 r a 


(ef. Bankverein 100 B. Breslau⸗Schweidnitz-Freiburg. Aktien 125} G. dito Prior. Oblig. 943 
80 Lit. D. — — dito Prior. Oblig. Lit. E. — —. Köln- Biisdeuer Prior. 90} Br. Neiße- Brieger Oeſtr. 9 
G 


5 ſchloß jedoch wieder eher etwas matter. 


amburg, Sonnabend 16. Januar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. n öſtr. Effekten 3 


Wicken 44—48 Sgr. 

Oelſaaten matt, Winterraps 179—188—198 Sgr., Winterrübſen 
Benn 8 Sgr., Sommerrübſen 142—152—162 Sgr. p. 150 Pfd. 

rutto bz. 0 5 

Kleeſaat war nicht ohne Beachtung, roth feſt, ordin. 10105, mit⸗ 
tel 11 —12, fein 125 — 138, bochfein bis 135 Rt.; weiß ord. 101 — 133, 
mittel 151—16t, fein 174—18, bochfein 19 Rt. 

Kartoffel⸗Spiritus (pro 100 Quart zu 80% Tralles) 133 Rt. Gd. 

Breslau, 16. Januar. [Amtlicher Produkten⸗Börſenbericht.] 
Kleeſagt roth ſehr I ord. 105 — 103, mittel 111 — 121, fein 128 — 
134, bochfein 131 — 135 Rt. Kleeſaat weiß Anberändert, ord. 105—13, 


ae ein . 8 ei 1 era * 
Roggen (p. 2000pfd.) niedriger, p. Januar u. Jan.⸗ Febr. 314 Br., 
April Mat 321—8 b3., Mal. Jun 32% bz. g 8 
Weizen p. Januar 48 Br. 
Gerſte p. Januar 33 Br. 
afer p. Januar 351 Br., April⸗Mai 363 Br. 
Raps p. Januar 90 


r. 
Rübböl rei Inte 10% Br., 10% Gd., p. Jan. 10% 85 Jan.⸗Febr, 
r. * i 


Fehr. März, März Abril u. April⸗Mai 10% Br., 10% Mai- Juni 
103 Br. 107% OR, Seat. e 18 A 5 0 1 

piritus wenig verändert, gek. 18, rt., lolo 134 Gd., 13} Br., 
p. Jau. u. Jan.⸗ Fehr. 131 Br. Febr.⸗März 138 Br., April⸗Mai 14 Be. 
Mai⸗Juni etwas 14 bz., 14 Gd. 

Zink ſtill, bei letztem Preiſe 55 Rt. (Bresl. Hdls.⸗Bl.) 

Magdeburg, 16. Januar. Weizen 50—51 Thlr., 

a ac Be ase re ee 

artoffelſpiritus. erm, Gerſon.) Lokowaare reichlicher offe⸗ 
rirt, Termine flau und obne Kaufluſt. Loko 14, per Ian. — 25 
a! ohne Faß, Jan., Jan. — Febr. u. Febr. — März 144, Mär Ir 18 
a 17, April — Mai 111. Mai — Juni 154 Thlr. pr. 8000 pCt. mit Ueber 
nahme der Gebinde u 14 Thlr. pr. 100 Ort, Rübenſpiritus flau, lolo 
1335 bz., Jan. — Mai 14. (Magdeb. Stg.) 

Bromberg, 16. Januar. Wind: NO. Witterung: trübe. Mor⸗ 
gens 6° Kälte, Mittags 7 Kälte. ; 

Weizen 125/128pfd. holl. (81 Pfund 25 Loth bis 83 Pfund 24 Lotb 
Zollgewicht) 42—44 Thlr., 128/130 pfd. 45—47 Thlr., 130/134pfd. 47—50 
Thlr. Mau- und ſchwarzſpitige Sorten 5.—8 Thlr. biliger, 

3 een 120/125pfd. (78 Pfund 17 Loth bis 81 Pfund 25 Loth 27— 
: r. 

Kocherbſen 29—31 175 — Futtererbſen 28—30 Thlr. 

Gerſte, große 26—28 Thlr., kleine 22—24 Thlr. 

Spiritus 13 Thlr. pr. 8000 %. (Bromb. Ztg.) 


e Börit 


— — — — 2 2 
iſche Korreſpondenz für Fonds. eue i Sohlußkurſt. National- Anleihe 66. Oeſtr. Kreditaktien 74. Oeſtr. 1880er Loose 76. 35 
Wien, e l e 3 ein der ofen örſe.) Ziemlich beliebt. 24% Spanier —. Mexikaner 34. Vereinsbank 1033. Norddeutſche Bank 10%. Rheiniſche 93 
5% Metalliques 72, 70. 4% Metalliques 64, 00. 1854er Looſe 90, 00. Bankaktien 790, 00. Nordbahn 169, 20. | bahn 544. Finnländ. Anleihe Sat B. Diskonto 4. 
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